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Zusammenhang der Einführung der Gebietsgenehmi-
gung zukommen 2). 

(24) Eine weitgehende Übereinstimmung der 
Schuleinzugsbereiche mit den Verflechtungsberei-
chen der zentralen Orte ist anzustreben. Wo bei der 
Verwirklichung der Schulplanung eine regelmäßige 
Schülerbeförderung neu eingerichtet werden muß, 
sollte diese von vornherein mit einer Verbesserung 
der Bedienung im öffentlichen Personennahverkehr 
gekoppelt werden, um dadurch eine Verbesserung 
der Verkehrsbedienung allgemein zu erreichen. 

(25) Im Güterverkehr ist durch verstärktes Zu-
sammenwirken von Schiene und Straße eine opti-
male Verkehrsbedienung zu gewährleisten. 

(26) In den ländlichen Räumen haben Eisenbahn-
strecken auch heute noch entwicklungspolitisch, ins-
besondere für die Schaffung nichtlandwirtschaftlicher 
Arbeitsplätze, eine größere Bedeutung, als dies 
allein aus den Verladezahlen zu folgern ist. Zur Ver-
besserung der Struktur des Gesamtraumes wird es 
deshalb in bestimmten Fällen notwendig sein, Still-
legungsabsichten der Eisenbahnen die Genehmigung 
zu versagen. Dies gilt insbesondere dann, wenn 
keine entsprechende Ersatzbedienung gewährleistet 
werden kann oder wenn wichtige Netzzusammen-
hänge zerstört würden. 

(27) Zur vorgesehenen Förderung des Gleisan-
schlußverkehrs sollen Raumordnung und Landes-
planung auf einen guten Anschluß der Industrie- 
und Gewerbegebiete an das öffentliche Schienen-
netz hinwirken. Dadurch und durch vorausschauende 
Maßnahmen der kommunalen Bauleitplanung — ver-
bunden mit den von der Bundesregierung zu ge-
währenden wirtschaftlichen Hilfen — können für 
gleisanschlußbedürftige Industrie- und Gewerbe-
betriebe auch im ländlichen Raum verbesserte An-
siedlungsvoraussetzungen geschaffen werden 9. 

(28) Neben dem für die Erschließung und Ent-
wicklung des ländlichen Raumes wichtigen Aus-
bau des Fernstraßennetzes und des übrigen Straßen-
netzes kann in einzelnen Fällen, insbesondere bei 
Verkehrsferne, auch die Anlegung von regelmäßig 
bedienten Landeplätzen für den Regionalluftverkehr 
zu einer besseren verkehrsmäßigen Aufschließung 
führen. 

2.2.3 Besondere Maßnahmen in Fremdenverkehrsgebieten 

(29) In den ländlichen Räumen befinden sich 
Fremdenverkehrsgebiete, in denen während der 

2) Vgl. Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
26. März 1969 zum Zweiten Gesetz zur Änderung des 
Personenbeförderungsgesetzes (Drucksache V/3964) 
zu Ziff. 6 b, die folgenden Wortlaut hat: „Der Deut-
sche Bundestag hat von der gesetzlichen Einführung 
der Gebietsgenehmigungen abgesehen; er wird jedoch 
die Entwicklung der kommenden Jahre sorgfältig be-
obachten. Sollten sich die an die Vorschriften des § 8 
(PBefG) geknüpften Erwartungen nicht erfüllen, so 
wird er zusätzliche gesetzgeberische Maßnahmen prü-
fen". 

3) Vgl. Entschließung der MKRO vom 21. November 1968 
„Förderung des Gleisanschlußverkehrs", BAnz. 1968 
Nr. 234. 

Urlaubssaison und an Wochenenden ein starker 
Urlaubs- und Ausflugsverkehr zu bewältigen ist. 
Dies führt zum Teil zu erheblichen Überlastungen 
der Verkehrseinrichtungen. 

(30) Durch Ausweisung weiterer Fremdenver-
kehrsgebiete in den Raumordnungsprogrammen und 
-plänen kann diesen Überlastungserscheinungen ent-
gegengewirkt werden. 

(31) Zur Ordnung der Verkehrsverhältnisse in 
den Fremdenverkehrsgebieten kann die Raumord-
nung auch dadurch beitragen, daß sie in ihren Pro-
grammen und Plänen Vorstellungen und Orientie-
rungsdaten für die weitere Entwicklung des Er-
holungsverkehrs aufzeigt; dadurch werden auch der 
Verkehrsplanung Grundlagen geboten. Ferner kann 
mit den Programmen und Plänen auch auf eine 
Koordinierung der kommunalen Planungen, zum 
Beispiel zur Bereitstellung von Parkplätzen, hin-
gewirkt werden. 

(32) Zur Förderung der Entwicklung der länd-
lichen Fremdenverkehrsgebiete ist anzustreben, daß 
die Verkehrseinrichtungen die Spitzenbelastungen 
im Fremdenverkehr berücksichtigen. 

2.3 Entwicklung des Zonenrandgebiets 

(33) Das Zonenrandgebiet umfaßt 107 Stadt- und 
Landkreise der Länder Schleswig-Holstein, Nieder-
sachsen, Hessen und Bayern entlang des Ost-
randes des Bundesgebiets. Es hat eine Fläche von 
46 800 qkm, das sind 19 Prozent des Bundesgebiets. 
Im Gegensatz zu den übrigen im Raumordnungs-
gesetz aufgeführten Gebietskategorien verfügt das 
Zonenrandgebiet über keine einheitlichen struk-
turellen Merkmale. In ihm liegen sowohl Räume 
mit erheblicher Verdichtung als auch ländliche und 
zurückgebliebene Gebiete. 

(34) Zur Verbesserung der Wirtschaftsstruktur 
sind im Zonenrandgebiet teils Maßnahmen zur Ord-
nung und Entlastung von Verdichtungsräumen (s. o. 
Rd-Nr. 2.1), teils Maßnahmen zur Entwicklung der 
ländlichen Räume und ihrer zurückgebliebenen Ge-
biete (s. o. Rd-Nr. 2.2) erforderlich. Darüber hinaus 
ergeben sich u. a. besondere Probleme durch die 
Randlage und durch die Umorientierung der Ver-
kehrsströme. 

(35) Um den besonderen raumordnungspoliti-
schen Problemen des Zonenrandgebiets (§ 2 Abs. 1 
Nr. 4 ROG) gerecht zu werden, soll hier auch in der 
Verkehrspolitik von besonderen Orientierungsdaten 
ausgegangen werden. Die Verkehrsplanungen sollen 
für weite Teile des Zonenrandgebiets dazu bei-
tragen, der Gefahr der Abwanderung der Bevölke-
rung zu begegnen. Die Verkehrswege werden oft so 
anzulegen sein, als ob eine politische und wirtschaft-
liche Grenze nicht bestünde. 

(36) Den besonderen Belangen des Zonenrand-
gebiets tragen im Bereich des Verkehrs folgende 
Ausnahmeregelungen Rechnung 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 	Drucksache VI/1340 

— die besonderen Verfahren bei den Rationalisie

-

rungsmaßnahmen der Deutschen Bundesbahn, 

— die Möglichkeit, im Güterverkehr von einem an-
genommenen Standort auszugehen, 

— der erweiterte Verkehrswegeplan für das Zonen-
randgebiet, 

— die Steuerermäßigungen im Straßengüterverkehr, 

— die Umwegfrachthilfen. 

3 	Verfahren zur wechselseitigen Unterrichtung 
und Abstimmung zwischen Verkehrsplanung 
und Raumordnung 

3.1 Abstimmungs-, Unterrichtungs-, Mitteilungs- 
und Auskunftspflichten in Raumordnungs- und 
Landesplanungsrecht 

(37) Das nach Erstattung des Berichts der Sach-
verständigenkommission „Verkehr" am 8. April 1965 
in Kraft getretene Raumordnungsgesetz des Bundes 
sowie die Raumordnungs- bzw. Landesplanungs-
gesetze der Länder enthalten Vorschriften über Ab-
stimmungs-, Unterrichtungs-, Mitteilungs- und Aus-
kunftspflichten. Die Erfüllung dieser Pflichten dient 
der Koordinierung raumbedeutsamer Planungen ein-
schließlich der Verkehrsplanungen. 

(38) Schwierigkeiten bei der Abstimmung ent-
stehen allerdings noch dadurch, daß vielfach Gesamt-
pläne fehlen und nur Einzelmaßnahmen abgestimmt 
werden können. Als Ziel muß deshalb angestrebt 
werden, daß Gesamtverkehrspläne und Raumord-
nungspläne aufgestellt werden und zu einer inte-
grierten Planung führen. 

3.2 Sonstige Abstimmungs- und Mitteilungspflichten 

3.2.1 Bundesfernstraßen 

(39) Nach § 16 Abs. 1 des Bundesfernstraßen-
gesetzes (FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vorn 6. August 1961 (BGBl. I S. 1742) bestimmt der 
Bundesminister für Verkehr „im Einvernehmen mit 
den an der Raumordnung beteiligten Bundesmini-
stern und im Benehmen mit den Landesplanungs-
behörden der beteiligten Länder die Planung und 
Linienführung der Bundesfernstraßen". Nach § 16 
Abs. 2 S. 3 FStrG hat grundsätzlich die Bundes-
planung den Vorrang vor der Orts- oder Landes-
planung. Diese Vorschrift ist durch § 5 Abs. 4 ROG 
dahingehend modifiziert worden, daß in bestimmten 
Fällen gegenüber dem Bund verbindlich festgelegte 
Ziele der Raumordnung und Landesplanung Vor-
rang haben können. 

3.2.2 Eisenbahnen 

(40) Für die Planungen der Eisenbahnen bestehen 
keine dem § 16 FStrG vergleichbaren gesetzlichen 

Regelungen. Deshalb kommt der in § 4 Abs. 5 ROG 
festgelegten Abstimmungsverpflichtung eine beson-
dere Bedeutung zu. Bei Rationalisierungsmaßnah-
men der Deutschen Bundesbahn nimmt der Bundes-
minister des Innern aufgrund einer entsprechenden 
Absprache mit dem Bundesminister für Verkehr in 
dem Genehmigungsverfahren Stellung und hat da-
durch Gelegenheit, auf die Beachtung raumordneri-
scher Ziele und Grundsätze sowie ggf. auf die An-
wendung des § 28 a des Bundesbahngesetzes (BbG) 
vom 13. Dezember 1951 (BGBl. I S. 955), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz zur Änderung des Bundesbahn-
gesetzes vom 6. März 1969 (BGBl. I S. 191), hinzu-
wirken. Die obersten Landesverkehrsbehörden soll-
ten bei Stellungnahmen nach §§ 44, 49 BbG regel-
mäßig die Landesplanungsbehörden beteiligen. 

3.2.3 Öffentlicher Personennahverkehr 

(41) Auf dem Gebiet des öffentlichen Personen-
nahverkehrs ist die Genehmigungsbehörde nach § 8 
Abs. 4 des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG) 
vom 21. März 1961 (BGBl. I S. 241), zuletzt geändert 
durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Per-
sonenbeförderungsgesetzes vom 8. Mai 1969 (BGBl. I 
S. 348), gehalten, bei ihren Maßnahmen zur Förde-
rung der Verkehrsbedienung und zum Ausgleich 
der Verkehrsinteressen auch die Ziele der Landes-
planung zu beachten. 

3.2.4 Luftverkehr 

(42) Vor Erteilung der Genehmigung für die 
Anlegung bzw. wesentliche Erweiterung oder Ände-
rung eines Flugplatzes (Flughafen, Landeplatz, Segel-
fluggelände) ist insbesondere zu prüfen, ob die 
geplante Maßnahme die Erfordernisse der Raum-
ordnung und Landesplanung und des Städtebaus 
angemessen berücksichtigt; ist das in Aussicht ge-
nommene Gelände ungeeignet, ist die Genehmigung 
zu versagen. Die Genehmigung eines Flughafens, 
der dem allgemeinen Verkehr dienen soll, ist außer-
dem zu versagen, wenn durch die Anlegung und den 
Betrieb des Flughafens die öffentlichen Interessen in 
unangemessener Weise beeinträchtigt werden, vgl. 
§ 6 des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 4. November 1968 
(BGBl. I S. 1113). 

3.2.5 Bundeswasserstraßen 

(43) Der Bundesminister für Verkehr bestimmt 
nach § 13 des Bundeswasserstraßengesetzes (WaStrG) 
vom 2. April 1968 (BGBl. II S. 173) im Einvernehmen 
mit der zuständigen Landesbehörde die Planung und 
Linienführung der Bundeswasserstraßen; hierbei 
sind, auch soweit keine rechtsverbindlichen Pro-
gramme oder Pläne nach § 5 ROG vorhanden sind 
oder diese keine Bestimmungen über die Planung 
und Linienführung enthalten, die Erfordernisse der 
Raumordnung und Landesplanung zu beachten. § 6 
ROG ist sinngemäß anzuwenden. 
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Anhang 4 

Empfehlungen des Beirats für Raumordnung 
beim Bundesminister des Innern 
(verabschiedet im Juni 1969) 

a) Die Entwicklung des ländlichen Raumes 

I. 	Aufgabe 

1. Die wirtschaftlich und sozial ungleichgewich-
tige Entwicklung der ländlichen Räume unterein-
ander und im Verhältnis zu den Verdichtungsgebie-
ten erfordert ein förderndes und steuerndes Eingrei-
fen der öffentlichen Hand. 

2. Das Raumordnungsgesetz des Bundes gibt in 
großen Zügen die Ziele für die Entwicklung der ein-
zelnen Gebietskategorien an. Für die ländlichen 
Räume werden nunmehr mit dem Agrarprogramm 
der Bundesregierung und den Vorschlägen zur In-
tensivierung und Koordinierung der regionalen 
Strukturpolitik des Bundesministers für Wirtschaft 
diese Ziele für einzelne Fachbereiche konkretisiert. 
In diesen Programmen wird zum erstenmal offi-
ziell erklärt, daß eine positive Entwicklung dieser 
Räume nur dann gesichert werden kann, wenn es 
in relativ kurzer Zeit gelingt, zusätzliche nichtland-
wirtschaftliche Arbeitsplätze in ausreichender Zahl 
und Qualität zu schaffen. 

3. Die weitergehende und alle Bereiche umfas-
sende Konkretisierung der Ziele für die Entwicklung 
der ländlichen Räume muß vordringlich und schnell 
erfolgen. Über die Ansätze der sektoral ausgerich-
teten Zielvorstellungen und Programme hinaus sind 
integrale, alle Fachbereiche umfassende Strategien 
zu erarbeiten, die das entwicklungspolitische Instru-
mentarium in den verschiedenen ländlichen Gebiets-
typen ziel-, zeit- und sachgerecht einsetzen. 

II. 	Typen ländlicher Räume') 

4. Der ländliche Raum in der Bundesrepublik ist 
hinsichtlich seiner Siedlungs-, Wirtschafts- und 
Agrarstruktur und seiner natürlichen Gegeben-
heiten (Boden, Klima u. a.) heterogen. Die bishe-
rigen Erfahrungen zeigen, daß die Förderung und 
Steuerung der Entwicklung in diesen Räumen nur 
dann zum Erfolg führen kann, wenn den vorhan-
denen regionalen Unterschieden durch differen-
zierte Strategien und flexiblen Maßnahmeeinsatz 
Rechnung getragen wird. 

5. Die Entwicklung solcher Strategien und Maß-
nahmen setzt eine gegliederte Regionalstatistik vor-
aus. Das bisher vorhandene statistische Material ist 
unzureichend. Entgegen den Absichten, die Regio-
nalstatistik weiter einzuengen, ist daher eine sach-
liche und regionale Vertiefung unabdingbar. 

1 ) Die für diese Differenzierung erforderlichen Unter-
suchungen sind als Anlage 1 beigefügt. 

6. Zur Abgrenzung des ländlichen Raumes ge-
genüber den Verdichtungsgebieten wurde als ein-
ziges Kriterium die Bevölkerungsdichte in den Krei-
sen verwandt. Bei einem Schwellenwert bis 200 
E/qkm sind rd. 75 % des Bundesgebietes zum länd-
lichen Raum zu rechnen; in diesen Räumen leben 
rd. 20 Millionen Einwohner (== 35 % der Gesamt-
bevölkerung). 2) 

7. Zwischen Verdichtungsgebieten und länd-
lichen Räumen (Ziffer 6) verbleiben Übergangsge-
biete (vorwiegend Kreise mit einer Bevölkerungs-
dichte von 200 bis 400 E/qkm), die im folgenden 
nicht ausdrücklich berücksichtigt werden. 

8. 	Zur Gliederung des ländlichen Raumes wer

-

den das regionale Wirtschaftsniveau und das Wirt-
schaftswachstum herangezogen. Mit Hilfe der Fak-
torenanalyse wurde ermittelt, welche Variablen 
des zur Verfügung stehenden statistischen Materials 
für die Beurteilung von Wirtschaftsniveau und 
-wachstum verwendet werden können, und welches 
Gewicht diesen Variabeln bei der Bildung entspre-
chender Indices zukommt. Dabei zeigte sich, daß die 
Aussagekraft des Bruttoinlandsproduktes als Maß-
stab der regionalen Wirtschaftskraft erheblich ver-
bessert werden kann, wenn dieser Indikator durch 
die Realsteuerkraft, den Industriebesatz und die 
Bevölkerungsdichte ergänzt und in je einem Index 
für das Wirtschaftsniveau und für das Wirtschafts-
wachstum ausgewiesen wird. (Vgl. Anlage 1.) 

9. 	In die statistische Analyse gehen Kreiszahlen 
mit Stand 1966 und für den Zeitraum 1957 bis 1966 
ein. Mit Hilfe der daraus berechneten Indices wer-
den die Kreise des Bundesgebietes hinsichtlich Wirt-
schaftsniveau und Wirtschaftswachstum nach Ge-
bietstypen unterschiedlicher Wirtschaftskraft charak-
terisiert: 

A. Gebiete mit starker Wirtschaftskraft 

— Starkes Wachstum auf hohem Niveau — 

B. Gebiete mit mittlerer Wirtschaftskraft 

1. Gebiete mit überdurchschnittlichem Wachstum; 

2. Gebiete mit überdurchschnittlichem Niveau; 

3. sonstige Gebiete mit mittlerer Wirtschaftskraft. 

2) Die Ministerkonferenz für Raumordnung hat die Ver-
dichtungsgebiete gemeindeweise abgegrenzt (vgl. 
Raumordnungsbericht 1968, Drucksache V/3958 S. 151). 
Diese Ergebnisse können hier nicht berücksichtigt 
werden, weil in der Untersuchung zur Raumtypisie-
rung nur Kreiszahlen zugrunde gelegt werden konn-
ten. 
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C. Gebiete mit schwacher Wirtschaftskraft 

— Schwaches Wachstum auf niedrigem Niveau — 

Die Kreise 3) des ländlichen Raumes gliedern sich 
danach wie folgt: 

Gebietstyp 
Anzahl 
der 

Kreise 

Ein

-

wohner 
1966 

(in 1000) 

Fläche 
1966 
(km 2) 

A. Gebiete mit starker 
Wirtschaftskraft 	 15 1 062 8 535 

B. 1. Gebiete mit 
überdurch- 
schnittlichem 
Wachstum 	 20 1 342 10 515 

B. 2. Gebiete mit 
überdurch- 
schnittlichem Ni- 
veau 	 7 561 3 309 

B. 3. sonstige Gebie- 
te mit mittlerer 
Wirtschafts- 
kraft 	 101 7 642 63 021 

C. Gebiete mit 
schwacher Wirt- 
schaftskraft 	 164 9 681 101 680 

Insgesamt 	 307 20 288 187 060 

Bundesgebiet 
(ohne Berlin-West) 	 505 57 485 248 056 

10. Für die Strategien und die Maßnahmenpla-
nung sind neben der Kenntnis der gesamtwirtschaft-
lichen Verhältnisse auch die der speziellen agrar-
strukturellen Situation und der landwirtschaftlichen 
Produktionsvoraussetzungen erforderlich. Eine die 
o, a. ergänzende Gliederung nach agrarspezifischen 
Merkmalen würde eine regionale Analyse der Fak-
torausstattung voraussetzen. Das vorhandene agrar-
statistische Material reicht nur zur kreisweisen Kenn-
zeichnung der Produktionsleistung und der Betriebs-
größenstruktur in der Landwirtschaft, nicht aber zur 
vergleichbaren Gliederung der ländlichen. Räume 
nach agrarischen Gesichtspunkten aus. Deshalb wird 
hier auf eine entsprechende Verwertung der im An-
hang ausgewiesenen Gliederung der Kreise des 
Bundesgebietes nach Produktionsleistung und Be-
triebgrößenstruktur verzichtet. 

11. Für entwicklungspolitische Entscheidungen 
und Maßnahmen sind die Kreise unter Berücksichti-
gung der gesamtwirtschaftlichen Typisierung zu 
„Programmregionen" zusammenzufassen. Bei der 
Abgrenzung solcher Programmregionen kann es sich 
als notwendig erweisen, Kreise des ländlichen Rau-
mes mit starken Wechselbeziehungen zu nichtländ-
lichen Räumen diesen zuzuordnen. Ebenso kann die 

3) Kreisfreie Städte mit einer Wohnbevölkerung von 
weniger als 60 000 wurden jeweils dem umliegenden 
Landkreis zugerechnet. 

besondere Situation im agrarischen Bereich eine 
Zuordnung von Landkreisen zu einer anderen Pro-
grammregion erfordern, als sie sich bei ausschließ-
licher Berücksichtigung der gesamtwirtschaftlichen 
Kriterien (vgl. Ziff. 9) ergeben würde. 

III. Strategie zur Entwicklung ländlicher Räume 
Gebietsunabhängige Anforderungen an die Strategie 

12. Regionale Entwicklungspolitik muß auch in 
den ländlichen Räumen produktivitätsorientiert im 
weitesten Sinne sein. Daraus folgt, daß für jeden 
ländlichen Raum das wirtschaftliche Entwicklungs-
potential zu beurteilen ist und daß daraus konkrete 
Entwicklungsziele abgeleitet werden müssen. Eine 
solche Orientierung bedeutet vorrangig die maxi-
male Steigerung der Arbeitsproduktivität; das kann 
für die Landwirtschaft im Einzelfall sogar eine Min-
derung der Produktion zur Folge haben. 

13. Die Verbesserung der Wirksamkeit der re

-

gionalen Entwicklungspolitik hängt entscheidend da-
von ab, daß die Forschung interdisziplinär koordi-
niert und in die Lage versetzt wird, das Entwick-
lungspotential der einzelnen Teilräume sichtbar zu 
machen und darauf aufbauend die Entwicklungs- 
und Ordnungsmaßnahmen aufzuzeigen. 

14. Gerade in den ländlichen Räumen wird der 
Erfolg der regionalen Entwicklungspolitik davon ab-
hängen, daß die Öffentlichkeit an Planung und 
Durchführung der regionalen Entwicklung aktiv mit-
arbeiten kann. Dies setzt einerseits eine rechtzeitige 
und umfassende Informaton über Lage und Hand-
lungsmöglichkeiten, andererseits realistische und 
damit glaubwürdige Entwicklungsprogramme vor-
aus. 

15. Die Produktivitätsorientierung verlangt die 
Koordinierung der Entscheidungen: Die Wirksam-
keit der Entwicklungspolitik hängt von der Abstim-
mung und verbindlichen Festlegung der Ziele und 
der Koordinierung der Maßnahmen ab. Bei Entschei-
dungen über allgemeine wirtschaftspolitische Maß-
nahmen sind stets deren regionale Auswirkungen 
zu berücksichtigen. 

16. Diese Abstimmung bedarf einer entsprechen

-

den Institutionalisierung der Entwicklungsplanungen 
und -maßnahmen. Dazu ist ein Bundesraumordnungs-
programm aufzustellen, das für die einzelnen Teil-
gebiete konkret festgelegte Entwicklungsziele ent-
hält. Dieses Programm muß eine zeitliche, sachliche 
und räumliche Bindung aller Ebenen der Verwaltung 
nach sich ziehen. 

17. Auch die Rahmenpläne zur Erfüllung der Ge

-

meinschaftsaufgaben nach Artikel 91 a GG „Verbes-
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur" und 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes" müssen in das Bundesraumordnungspro-
gramm eingeordnet werden. 

18. Die Produktivitätsorientierung erfordert den 
konzentrierten Einsatz aller Maßnahmen in Infra-
strukturpolitik, Gewerbeförderungspolitik und 
Agrarstrukturpolitik. Grundvoraussetzung dafür ist 
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die langfristige Festlegung der förderungswürdigen 
zentralen Orte sowie der Kriterien für die Förderung 
von Gewerbebetrieben. 

Die Agrarstrukturpolitik muß wegen der Flächen-
gebundenheit der Landbewirtschaftung zumindest im 
Teilbereich der Bodennutzung auf eine räumliche 
Konzentration im vorstehenden Sinne verzichten. 
Das bedeutet nicht, daß sie nicht auch insofern 
schwerpunktorientiert erfolgen muß. 

19. Die mit dieser Strategie angestrebte Entwick-
lung bedingt in vielen ländlichen Gebieten erheb-
liche Änderungen in der Flächennutzung. Die hierzu 
ggf. notwendigen Voraussetzungen, auch landes

-

pflegerischer und bodenrechtlicher Art, müssen ge-
schaffen und die vorhandenen verbessert werden. 

20. Auch im ländlichen Raum sind städtebauliche 
Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen notwen-
dig, um die Gemeinden in den Stand zu setzen, die 
ihnen zugedachten Funktionen zu erfüllen. Im Inter-
esse der Produktivitätsorientierung und wegen der 
Knappheit der Mittel müssen die städtebaulichen 
Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen jedoch 
zunächst auf die Schwerpunkte der wirtschaftlichen 
Entwicklung konzentriert werden. Nur dann ist 
sichergestellt, daß die Förderungsmaßnahmen im 
wirtschaftlichen Bereich erfolgreich sein werden. 

Gebietsabhängige Anforderungen an die Strategie für 
Gebiete mit starker Wirtschaftskraft (Typ A) 

21. Zur Sicherung der Entwicklung reicht eine 
Politik infrastruktureller „Begleitmaßnahmen" aus, 
die das Entstehen von Engpässen in der Versorgung 
mit öffentlichen Diensten im weitesten Sinne ver-
hindern sollen. 

22. Die Strategien im agrarischen Sektor sind für 
Gebiete dieses Typs unter Beachtung landespflege-
rischer Gesichtspunkte auf die Sicherung der Land-
und Forstwirtschaft auszurichten, soweit sonst ein 
Verfall der Kulturlandschaft das Wohl der Allge-
meinheit beeinträchtigen würde. Dabei ist in jedem 
Einzelfall zu prüfen, ob und inwieweit ein Einsatz 
öffentlicher Mittel zur Sicherung der Landschaft er-
forderlich ist. 

Öffentliche Förderung der Landespflege ist dort um 
so mehr notwendig, wo niedrige Produktivität in der 
Landwirtschaft auf mangelhafte natürliche Produk-
tionsbedingungen zurückzuführen ist. 

Die Förderung von Investitionen in landwirtschaft-
lichen Betrieben ist unter Berücksichtigung des 
Eigenvermögens auf die Produktivitätsförderung 
auszurichten. Investitionen in Wirtschaftsgebäuden 
sollten dann gefördert werden, wenn eine lang-
fristige Fortführung landwirtschaftlicher Nutzung 
erwartet werden kann und die an Gebäude gebun-
dene Produktion für den Fortbestand der Landbe-
wirtschaftung unentbehrlich ist. 

Gebiete mit mittlerer Wirtschaftskraft (Typ B) 

23. Soweit hier überdurchschnittliches Wirt-
schaftswachstum vorliegt (Typ B, 1.), muß wie im 

Falle des Typs A für infrastrukturelle Begleitmaß-
nahmen gesorgt werden. Die dauerhafte Hebung des 
niedrigen Wirtschaftsniveaus dieser Gebiete ver-
langt insbesondere eine Verbesserung des Bildungs- 
und Ausbildungsstandes der Bevölkerung. Die Sog-
wirkung wachsender Industrien auf agrarische Ar-
beitskräfte ist dabei zu nützen und im erforderlichen 
Umfang durch strukturelle Anpassungen im Agrar-
bereich zu steuern und zu fördern. 

24. Wo dieses überdurchschnittliche Wachstum 
fehlt (Typ B, 2. und 3.), kommt es darauf an, Wachs-
tumskräfte zu wecken, um Dauersubventionen über-
flüssig zu machen. Entscheidend für die Wahl der 
Maßnahmen ist, daß die Gründe für die Wachstums-
hemmung ermittelt werden. 

Sofern das unterdurchschnittliche Wachstum auf den 
Niedergang einer beherrschenden Branche zurück-
zuführen ist, gilt es, den marktwirtschaftlichen Pro-
zeß der Produktionsanpassung dadurch zu unter-
stützen, daß 

die Industriestruktur erneuert und 
die Mobilität der Arbeitskräfte gefördert wird. 

Bei den Maßnahmen zur Förderung des Struktur-
wandels ist zu berücksichtigen, daß genügend 
Arbeitsplätze geschaffen werden, um sowohl die aus 
der Landwirtschaft und den vorhandenen Industrien 
freigesetzten, als auch aus dem Geburtenüberschuß 
stammenden Arbeitskräfte produktiv einzusetzen. 
Für die Gebiete mit niedriger agrarischer Produk-
tionsleistung muß dann mit unmittelbaren Einkom-
mensübertragungen gearbeitet werden, wenn in ab-
sehbarer Zeit eine aktive Sanierung vorgesehen ist, 
und dies nur so lange, bis genügend außerlandwirt-
schaftliche Einkommensmöglichkeiten bestehen. 

Gebiete mit schwacher Wirtschaftskraft (Typ C) 

25. Bei der Ausarbeitung der Strategie für diese 
in besonderem Maße hinter der allgemeinen Ent-
wicklung zurückgebliebenen Gebiete muß von Fall 
zu Fall geprüft und entschieden werden, ob auch 
hier bei entsprechender Förderung die Entwicklungs-
chancen positiv beurteilt werden können. 

Dabei ist von 2 Grundsätzen auszugehen: 

— keine Vergeudung von Produktionsfaktoren 

und ausschließlich 

— Anpassungssubventionen, 

aber keine Erhaltungssubventionen. 

Aus diesen Grundätzen ergeben sich zwei Möglich-
keiten für die Strategien: 

— Aktivsanierung 

oder 

— Passivsanierung. 

26. 	Aktivsanierung heißt, die Voraussetzungen 
für Kapitalzufluß und Zuwanderung qualifizierter 
Arbeitskräfte zu schaffen. 

Voraussetzung hierfür ist, daß sich ein Schwerpunkt 
(zentraler Ort) in dem Entwicklungsgebiet befindet 
oder ausbauen läßt, in dessen Einzugsbereich min- 
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destens 20 000 Einwohner leben oder leben werden. 
Unter diesem Minimum kann auf die Dauer eine 
Industrieansiedlung nicht erfolgreich sein. Dabei 
läßt die Lage eines solchen Schwerpunktes in der 
Nähe eines wirtschaftlich aktiven Raumes eher Er-
folge der Förderung erwarten als eine Randlage. 

Der Förderung der Industrieansiedlung 4) ist die För-
derung des Fremdenverkehrs und der Erholungs-
möglichkeiten gleichzusetzen. In Gebieten, in denen 
die wirtschaftlichen und natürlichen Voraussetzun-
gen vorliegen oder erschlossen werden können, kön-
nen befriedigende Einkommensmöglichkeiten auch 
durch den Ausbau des Fremdenverkehrs geschaffen 
werden. 

Wenn zugunsten einer vorrangigen Förderung des 
Fremdenverkehrs entschieden wird, dann haben sich 
etwaige Maßnahmen zu Industrieansiedlung dem 
unterzuordnen. 

27. 	Passivsanierung heißt, die in diesen Räumen 
lebenden Menschen in die Lage zu versetzen, daß 
sie in anderen Gebieten ein befriedigendes Einkom-
men erzielen können. 

Passivsanierung ist dort anzuwenden, wo das Ent-
wicklungspotential des betreffenden Gebietes weder 
zur Industrieansiedlung noch zur Förderung des 
Fremdenverkehrs ausreicht. 

Voraussetzung für die in solchen Fällen erforderliche 
Mobilität der Menschen ist ihre geistige Beweglich-
keit. Diese ist durch Verbesserung der allgemeinen 
und speziellen Bildung zu fördern. Dafür sind Mög-
lichkeiten der Bildung, Berufsausbildung, Umschu-
lung und Sozialberatung zu schaffen bzw. auszu-
bauen. 

Für die verbleibende Bevölkerung muß ein Mini-
mum an Versorgung mit öffentlichen Dienstleistun-
gen sichergestellt werden. 

In der Bundesrepublik scheint sich eine passive Sa-
nierung auf kein Gebiet erstrecken zu müssen, des-
sen Ausdehnung die Größenordnung eines Land-
kreises oder einiger kleinerer Landkreise über-
schreitet. Es gibt keinen Regierungsbezirk, in dem 
Verdichtungen oder Ansätze dazu fehlen. In allen 
Regierungsbezirken befinden sich Zentren, in deren 
Einzugsbereich mehr als 20 000 Einwohner leben. 
Dagegen gibt es etliche Landkreise, die keine sol-
chen Zentren aufweisen, die sich aber zu Einzugs-
bereichen von mindestens 20 000 Einwohnern aus-
bauen lassen. 

Bevor die Entscheidung über die passive Sanierung 
eines Gebietes nach Prüfung des Entwicklungs- 

4) Unter Industrieansiedlung wird in dieser Empfehlung 
verstanden: 
a) Gewerbliche Produktionsbetriebe, die den über-

wiegenden Teil ihrer Erzeugung außerhalb des 
lokalen Marktes absetzen. 

b) Zulieferbetriebe für Industrien. Der überörtliche 
Absatz muß in diesen Fällen mittelbar gegeben 
sein. 

c) Gewerbebetriebe auf dem Lande, die der Mecha-
nisierung und Rationalisierung der Landwirtschaft 
förderlich sind (Bundesanzeiger Nr. 49 vom 
12. März 1969) . 

potentials getroffen wird, ist eine eingehende Unter-
suchung — auch unter landschaftsökologischen Ge-
sichtspunkten — über die mögliche Nutzung (z. B. 
Aufforstung, militärisches Übungsgebiet u. a.) er-
forderlich. Hierbei muß geklärt werden, ob die der 
passiven Sanierung überlassenen Gebiete langfri-
stig wieder einer aktiven Entwicklung zugeführt 
werden müssen. Für diesen Fall sollten die Voraus-
setzungen für eine spätere Reaktivierung erhalten 
werden. 

IV. Die Instrumentarien für die Entwicklung des 
ländlichen Raumes 

28. Die Instrumente zur Förderung des Struk-
turwandels im ländlichen Raum werden nur dann 
erfolgreich eingesetzt werden können, wenn um-
gehend die Voraussetzungen für die Ansiedlung 
und für die Expansion von langfristig existenzfähi-
gen Industriebetrieben geschaffen werden. Mitent-
scheidend ist dafür die Bereitstellung von erschlos-
senem Industriegelände. 

29. Unter bestimmten Voraussetzungen kann sich 
die Errichtung von Gewerbeparks als ein besonde-
res Instrument der Strukturpolitik darstellen. 

Die Zusammenfassung gewerblicher Betriebe ver-
schiedenster Art und Größenordnung in einer Ge-
werbezone kann der Schaffung und Sicherung von 
gewerblichen Arbeitsplätzen dienen. Für diesen 
Zweck sind nur diejenigen zentralen Orte zu be-
rücksichtigen, die die günstigsten Voraussetzungen 
aufweisen (Näheres s. Anlage 2). 

30. Die finanzielle Förderung von Gewerbe- und 
Industriebetrieben ist ökonomisch nur sinnvoll, 
wenn sie in zentralen Orten ihren Standort haben 
oder nehmen. Außerhalb der zentralen Orte, die 
gleichzeitig als Industriestandorte bestimmt sind, 
darf die Industrieansiedlung bzw. die Erweiterung 
vorhandener gewerblicher Betriebe nur dann geför-
dert werden, wenn im Einzelfall nachgewiesen wird, 
daß der durch die Erweiterung an diesem Standort 
entstehende volkswirtschaftliche Nutzen größer ist 
als die volkswirtschaftlichen Kosten. 5 ) 

31. Fremdenverkehrsbetriebe sind in Landschaf-
ten, die dafür geeignet sind, zu fördern, wenn zu 
erwarten ist, daß ihr Beitrag zur Wertschöpfung je 
Erwerbstätigen über dem Durchschnitt der Wert- 

5) Darüber hinaus gilt folgendes: „Die Voraussetzung 
der räumlichen Bindung zum zentralen Ort entfällt 
bei solchen Betrieben, die unmittelbar standortgebun-
den sind (z. B. Bergwerke, Wasserkraftwerke, Stein-
brüche) oder erhebliche Belästigungen (Immissionen, 
Geräusche, Erschütterungen, Strahlungen) in Wohn-
siedlungsgebieten hervorrufen und deshalb im Rah-
men der Bauleitplanung nicht in unmittelbarer Nähe 
von Wohn- und Versorgungseinrichtungen ausgewie-
sen werden können oder die aus Sicherheitsgründen 
besondere Standortanforderungen stellen (z. B. Muni-
tionsfabriken)." (vgl. Empfehlungen des Beirates für 
Raumordnung — Der industrielle Standort unter be-
sonderer Berücksichtigung des ländlichen Raumes, ab-
gedruckt im Raumordnungsbericht der Bundesregie-
rung Drucksache V/3958, S. 155). 
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Schöpfung je Erwerbstätigen in der jeweiligen Pro-
grammregion liegt. 

32. Es sind nur solche Gewerbebetriebe zu för-
dern, deren Ausdehnung oder Neugründung zu einer 
Wertschöpfung je Erwerbstätigen führt, die über 
dem Durchschnitt der Wertschöpfung je Erwerbs-
tätigen im produzierenden Gewerbe in der betref-
fenden Programmregion liegt. Nur dann kann er-
wartet werden, daß sich der Abstand zwischen den 
in der Regel schwach strukturierten ländlichen 
Räumen und den besser strukturierten übrigen Ge-
bieten verringert. Wegen der statistischen Unzu-
länglichkeiten bei der Erfassung der Wertschöpfung 
gelten auch jene Betriebe als förderungswürdig, die 
nur 90 % der Durchschnittswerte erreichen. 

33. Das unter Ziffer 32 dargestellte Kriterium 
läßt grundsätzlich keine Ausnahme zu. Nur in den 
Fällen gilt die Förderungswürdigkeit auch dann, 
wenn zwar die 90 %-Grenze nicht erreicht wird, je-
doch der zu gründende oder zu erweiternde Betrieb 
zur Mobilisierung noch vorhandener, insbesondere 
weiblicher Arbeitskraftreserven führt, die bisher 
keinen unmittelbaren Beitrag zur Wertschöpfung 
leisteten. 

34. Voraussetzung für jede Förderung sollte 
sein, daß im Falle der Erweiterung zusätzliche 
dauerhafte Arbeitsplätze geschaffen bzw. durch Ra-
tionalisierung die vorhandenen dauerhaft gestaltet 
werden. 

35. Bewerben sich mehr Unternehmer um Förde-
rung, als eine sinnvolle Aufteilung der finanziellen 
Mittel es zuläßt, so richtet sich die Auswahl der 
zu fördernden Betriebe nach dem höchsten Beitrag 
zur Verbesserung des durchschnittlichen Brutto-
inlandsprodukts je Beschäftigten. Grundsätzlich gilt 
zudem, daß die Höhe der notwendigen Folgelasten 
mit berücksichtigt werden muß. 

36. Die Art der finanziellen Förderungsmaßnah-
men (Zuschüsse oder Zinsvergünstigungen) ist unter 
Entwicklungsgesichtspunkten zunächst unwesentlich; 
zu beachten ist immer der Barwert der finanziellen 
Hilfe. Die Höhe der Förderungssätze ist entspre-
chend den Gebietstypen und den festzulegenden 
Entwicklungszielen zu differenzieren. 

37. Bei der Durchführung der Infrastrukturpolitik 
ist der Ausbau eines leistungsfähigen Verkehrs- und 
Versorgungsnetzes (u. a. Energie, Wasser, Gas), an 
das die ausgewählten zentralen Orte angeschlossen 
werden, von besonderer Wichtigkeit. Neben einer 
guten Anbindung an das Schienennetz sollte der 
Zugang zur Bundesautobahn oder einer autobahn-
ähnlichen Straße nicht weiter als eine halbe Lkw-
Stunde entfernt sein. Diese Maßnahme ist die 
Grundvoraussetzung, ohne die alle anderen Bestre-
bungen erfolglos bleiben werden. 

38. Ebenso wichtig ist die Schaffung eines ausrei-
chenden, attraktiven Wohnungsangebotes; dabei 
sollte sich die öffentliche Förderung des Wohnungs-
baues bevorzugt auf die zentralen Orte konzen-
trieren, um so die erwünschten intraregionalen 
Wanderungsbewegungen und den Verdichtungspro-
zeß zu fördern. 

39. Ziel der personellen Infrastrukturpolitik muß 
es sein, mit Hilfe eines voll ausgebauten differen-
zierten und durchlässigen Bildungssystems, das nur 
in den zentralen Orten ausgebaut werden kann, die 
Voraussetzungen für neue berufliche Tätigkeiten zu 
schaffen. Den bisher in der Landwirtschaft Tätigen 
sollte durch „Berufsförderungskurse" die Möglich-
keit gegeben werden, sich für außerlandwirtschaft-
liche Arbeitsplätze zu qualifizieren. Die Berufsför-
derungskurse sollten mit den durch die Umstruktu-
rierung des ländlichen Raumes hervorgerufenen 
Anforderungen an den Arbeitsmarkt des betroffe-
nen Gebietes abgestimmt sein. Zu diesen Aufgaben 
treten weitere Maßnahmen zur Förderung der mate-
riellen und institutionellen Infrastruktur, die in den 
ländlichen Räumen auf die zentralen Orte auszu-
richten sind (Krankenhäuser, Versorgungseinrich-
tungen, Verwaltungen, Gerichte usw.). 

40. Angesichts des hier vorgeschlagenen Instru-
mentariums empfiehlt sich die Prüfung der Frage, ob 
die bestehenden Organisationsformen zur regiona-
len Entwicklung ausreichen, oder ob andere Lösun-
gen im organisatorischen Bereich gefunden werden 
müssen. Dies erfordert noch besondere Untersuchun-
gen. 

41. Um über Auswahl und Einsatz der zur Ver-
wirklichung der Strategien verfügbaren Instrumen-
tarien für die Agrarpolitik richtig entscheiden zu 
können, ist unter genauer Beachtung der in den 
außerlandwirtschaftlichen Bereichen bestehenden 
oder erreichbaren wirtschaftlichen Alternativen eine 
genaue Analyse über den Status quo, seine Ursachen 
(natürliche und wirtschaftliche Produktionsbedin-
gungen, Faktorausstattung) sowie über die Verbes-
serungsmöglichkeiten anzustellen. Sie ist erfor-
derlichenfalls durch eine Kosten-Nutzung-Rechnung 
(überbetriebliche Maßnahmen wie Flurbereinigung) 
und alternative Optimalkalkulation (vorwiegend 
einzelbetriebliche Maßnahmen) zu unterbauen. Die 
Ergebnisse dieser Analyse sollen ein Urteil darüber 
ermöglichen, ob sich die Einleitung und ggf. öffent-
liche Förderung der zur Entscheidung stehenden 
Maßnahmen im Sinne der nachhaltigen Steigerung 
der Produktivität durch Zinsvergünstigungen, Zu-
schüsse, Bürgschaften oder andere Hilfen auf die be-
troffenen landwirtschaftlichen Betriebe und das Ein-
kommen der Erwerbspersonen auswirkt. 

42. Angesichts der bestehenden Überproduktion 
bei einzelnen agrarischen Erzeugnissen gebührt der 
Verringerung der eingesetzten Arbeitsstunden der 
Vorzug vor der theoretisch auch denkbaren Produk-
tionsausweitung. 

43. Je nach dem Ergebnis der Analyse sind im 
Agrarbereich 

— Maßnahmen zur Verbesserung der Produktions-
grundlagen und -verfahren land- und forstwirt-
schaftlicher Betriebe oder Betriebszusammen-
schlüsse (Produktionsstruktur), 

— Maßnahmen zur Verbesserung der Einrichtungen 
und Verfahren zur Erfassung, Verarbeitung und 
Vermarktung land- und forstwirtschaftlicher Er-
zeugnisse (Marktstruktur) und 
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— begleitende soziale Maßnahmen einzuleiten oder 
Bewirtschaftungszuschüsse vorzusehen. 

44. 	Als Maßnahmen zur Verbesserung der Pro

-

duktionsstruktur sind bei Vorliegen entsprechen-
der Mängel anzusetzen: 

— Neuordnung der Nutzflächen in Abstimmung mit 
außerlandwirtschaftlichem Bedarf an Grund und 
Boden 

Die bisher dazu nach dem Flurbereinigungsgesetz 
und besonderen Richtlinien für Förderung des Land-
tausches durchgeführten Verfahren sind daraufhin 
zu überprüfen, ob und welche Kostenensenkungen 
durch ihre Änderung und durch Einsatz solcher Insti-
tutionen möglich sind, die den unbedingt erforder-
lichen ökonomischen Effekt unter geringeren Kosten 
herbeizuführen vermögen (verstärkter Einsatz des 
beschleunigten Zusammenlegungsverfahrens, ein-
facherer und sparsamerer Ausbau von Wege- und 
Gewässernetzen, „Zusammenlegung" ohne Eigen-
tumsveränderung). Dabei sollte das „Kosten-Nut-
zen-Verhältnis" ausschlaggebendes Kriterium bei 
der Entscheidung über die Durchführung der Ver-
fahren sein. 

— Verbesserung der Flächenausstattung je Arbeits-
kraft 

Hierbei ist allen Möglichkeiten der Vorzug zu ge-
ben, die den geringstmöglichen Kapitalaufwand er-
fordern (z. B. Pacht vor Kauf). Auch überbetriebliche 
Zusammenarbeit kann unter gleichzeitiger gewinn-
bringender Beschäftigung eines Teiles der bisher 
Tätigen in anderen Betriebs- oder Wirtschaftszwei-
gen den Effekt der höheren Flächenausstattung je 
Arbeitskraft bewirken. 

Erforderlichenfalls sind geeignete Institutionen an-
zusetzen, um im Zuge des Umwandlungsprozes-
ses verfügbar werdendes Land aufzufangen, sofern 
dies nicht im Sinne einer Verbesserung der Produk-
tionsstruktur sofort einem anderen Landwirt zuge-
führt werden kann. Es kann Situationen geben, in 
denen auch das Institut des Generalpächters oder 
-verpächters eingesetzt werden muß. 

— Verbesserung und Neugestaltung der baulichen 
Substanz land- und forstwirtschaftlicher Betriebe 

Es ist in jedem Fall der kostengünstigste Weg zu 
wählen, der notwendig ist, um auch in der tieri-
schen Veredelungsproduktion eine optimale Faktor-
ausstattung der Arbeitskraft zu erreichen. 

Sofern Lage und Zuschnitt des Hofgrundstückes eine 
bauliche Sanierung im Altgehöft zulassen und nach-
barrechtliche Schwierigkeiten nicht bestehen oder 
infolge einer Bestandsausweitung nicht zu befürch-
ten sind, ist dieser der Vorzug zu geben, da sie we-
niger Aufwand erfordert. In allen anderen Fällen ist 
die Verlagerung an einen anderen Standort erfor-
derlich und zugleich im Interesse der Dorferneue-
rung entsprechend zu fördern. Dabei ist die Mitver-
lagerung des Wohnhauses des oder der beteiligten 
Landwirte (letzteres im Falle einer gemeinsamen 
Aktion mehrerer Landwirte) nur dann vorzuneh-
men, wenn es aus Gründen der Dorferneuerung not-
wendig ist, die Gestaltung der Gemarkung oder 
die Betriebsorganisation es erfordert oder infolge 

des Mangels an möglichen ortsnahen Standorten 
eine Trennung von Wohn- und Wirtschaftsgebäuden 
nicht möglich erscheint (vgl. Ziffer 22). 

Der Umfang der notwendigen Investitionen, die 
damit im Zusammenhang stehenden erforderlichen 
genauen Betriebskalkulationen sowie die gebotene 
Sparsamkeit bezüglich des Raum- und Funktions-
programmes und der Bauausführung erfordern den 
Einsatz erfahrener Institutionen, die sowohl in der 
Lage sind, den oder die betroffenen Landwirte zu 
beraten und ihnen bei der Planung, Durchführung 
und Abrechnung behilflich zu sein, als auch im Auf-
trag der öffentlichen Hand treuhänderisch tätig 
zu sein. 

— Verbesserung der Inventarausstattung land- und 
forstwirtschaftlicher Betriebe 

Die bisherigen Erfahrungen mit übertriebener Ma-
schinenbenutzung, besonders in den Maschinenrin-
gen, beweisen, daß durch Abstimmung in einer 
ausreichenden Zahl landwirtschaftlicher Unterneh-
men der notwendige Kapitalbedarf erheblich gesenkt 
werden kann, auch um  eine Überbelastung durch die 
technische Ausrüstung abzubauen. Diese Erfahrun-
gen sind zu nutzen und jeder Art von überbetrieb-
lichem Einsatz landwirtschaftlicher Maschinen der 
Vorzug zu geben und die Förderung entsprechend 
zu gestalten, auch um eine Überbelastung durch die 
technische Ausrüstung abzubauen. 

— Einführung rationeller Bewirtschaftungsorgani-
sationen und -methoden zur Schaffung eines opti-
malen Verhältnisses zwischen den Produktions-
faktoren Kapital, Arbeit und Boden (einschließ-
lich aller Formen überbetrieblicher Zusammen-
arbeit) 

Auch unter diesem Aspekt gewinnt die überbetrieb-
liche Partnerschaft zunehmend an Bedeutung. Sie zu 
fördern, ist als besondere Aufgabe aller der Kräfte 
anzusehen, die dafür die sachlichen und persönlichen 
Voraussetzungen erbringen. Dabei ist zu prüfen, wie 
die Effizienz der in diesen Bereichen bisher tätigen 
Institutionen durch sektorale oder regionale Abstim-
mung ihrer Arbeitsbereiche gesteigert werden kann. 
Die hierbei in Betracht zu ziehenden Institutionen 
sind: 

— die Beratungsstelle des Staates oder der öffent-
lich-rechtlichen Körperschaften, 

— private Berater und Sachverständige sowie die 
in der Betreuung der besonderen betrieblichen 
Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur 
tätigen Gesellschaften. 

Ihre Zusammenarbeit mit allen Institutionen, die 
der Landwirtschaft für Betriebsaufzeichnung und 
Buchführung zur Verfügung stehen, ist mit dem 
Ziele der Erreichung eines optimalen Erfolges zur 
Grundlage der Förderungspolitik zu machen: 

— Schaffung und Erhaltung von betrieblichen und 
überbetrieblichen Erschließungseinrichtungen vor 
allem durch 

— Wirtschaftswegebau 

— wasserbauliche und kulturtechnische Maßnah-
men 
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— Ausbau von Wasserversorgungs- und Abwasser-
anlagen. 

Auch in diesen Bereichen ist zunächst zu prüfen, 
ob sich der Einsatz der möglichen Instrumente im 
Sinne Kosten-Nutzen-Rechnung lohnt, oder ob gar 
unter Einsatz anderer wirtschaftspolitischer Instru-
mente der hohe Aufwand vermieden werden kann, 
der z. B. durch Flußregulierungen entstehen kann, 
wenn dem damit entstehenden Aufwand kein ent-
sprechender Nutzen gegenübersteht. 

45. 	Maßnahmen zur Verbesserung der Einrich

-

tungen und Verfahren zur Erfassung, Verarbeitung 
und Vermarktung land- und forstwirtschaftlicher 
Erzeugnisse (Marktstruktur) : 

— Regionale Konzentration auf geeignete Stand-
orte und qualitative Verbesserung des Markt-
angebotes (Erzeugergemeinschaften). 

— Rationalisierung der Erfassung, Lagerung, Sor-
tierung, Verpackung und Vermarktung der Er-
zeugnisse. 

— Bau und Ausbau von leistungsfähigen Verarbei-
tungsbetrieben, besonders zur Verbesserung der 
Qualität konsumfähiger Ware. 

Erzeugergemeinschaften können als Vorschaltstufe 
nicht nur zur Erleichterung der Vermarktung mit-
wirken, sondern durch ihre vereinheitlichende Wir-
kung in der Produktion die Konkurrenzfähigkeit ge-
genüber anderen Erzeugern auch im europäischen 
Wettbewerb verbessern. 

Im Gegensatz zu den Maßnahmen zur Verbesserung 
der Produktionsstruktur muß die Marktstruktur-
politik auch standortmäßig den gleichen Grundsät-
zen folgen wie die Gewerbeförderungspolitik. Ver-
arbeitungseinrichtungen sind ebenso wie Gewerbe-
betriebe anderer Art an zentralen Orten zu konzen-
trieren, sofern nicht die Verbindung mit der Urpro-
duktion in der Landwirtschaft andere Standorte er-
fordert. 

Als Institutionen für die Erfüllung der Aufgaben zur 
Verbesserung der Marktstruktur kommen in beson

-

derem Maße die ländlichen Genossenschaften in Be-
tracht. 

46. 	Begleitende soziale Maßnahmen: Um die 
Vergrößerung der Produktionskapazität für die ver-
bleibenden Arbeitskräfte zu beschleunigen, sollte 

— jüngeren Arbeitskräften eine Finanzierungshilfe 
zur Existenzgründung in anderen Berufen ge-
währt, oder durch eine großzügige Nachversiche-
rung die Möglichkeit des Berufswechsels erleich-
tert werden, 

— älteren Landwirten, denen ein Berufswechsel 
nicht mehr zugemutet werden kann, und die zu 
einer Aufgabe der Landwirtschaft bereit sind, 
durch ein vorzeitiges Altersgeld die Aufgabe der 
Landwirtschaft erleichtert werden. 

Beide Maßnahmen sind an die Bedingung zu knüp-
fen, daß die vorhandene Produktionskapazität ent-
weder vermindert (Extensivierung, Aufforstung 
u. a.), oder zum Aufbau bzw. zur Erweiterung der 
Kapazitäten von Vollerwerbsbetrieben zur Verfü-
gung gestellt wird (Verkauf oder Verpachtung von 
Flächen, Wirtschaftsgebäuden, Vieh). 

47. 	Bewirtschaftszuschüsse: In Teilen des länd-
lichen Raumes wird unter ökonomischen Aspekten 
eine landwirtschaftliche, manchmal sogar eine forst-
wirtschaftliche Nutzung auf lange Sicht nicht mög-
lich sein. Andererseits kann die Entwicklung des 
Fremdenverkehrs, soweit die landschaftlichen Vor-
aussetzungen vorliegen, erfordern, daß die Flächen 
land- und forstwirtschaftlich weiterhin betreut wer-
den. In diesen Gebieten ist nach Maßnahmen zu 
suchen, die den Landbewirtschaftern — etwa durch 
einen unmittelbaren Einkommensausgleich — zum 
Verbleiben in diesen Gebieten einen Anreiz geben. 
Dabei wird man jedoch vorher alle Möglichkeiten 
zur Verbesserung der Rentabilität der landwirt-
schaftlichen Betriebe ausschöpfen müssen. Sofern 
und sobald genügend außerlandwirtschaftliche Er-
werbsmöglichkeiten bestehen, wird eine dauerhafte 
landwirtschaftliche Landschaftspflege durch exten-
sive Landbewirtschaftung (Schafhaltung) gefunden 
werden müssen. 
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Anlage 1 

Methoden zur Typisierung ländlicher Räume 6) 

(vgl. Abschnitt B) 

Der Typisierung ländlicher Räume liegen als Unter

-

suchungseinheiten sämtliche Landkreise und die 
kreisfreien Städte über 60 000 Einwohner zugrunde. 

Die kleineren kreisfreien Städte wurden den umlie-
genden Landkreisen zugerechnet, um in Anlehnung 
an die gegebene Verwaltungsgliederung eine ge-
wisse Einheitlichkeit in der Abgrenzung der Unter-
suchungseinheiten herzustellen. Das verfügbare 
Datenmaterial erlaubt keine weitergehende Regio-
nalisierung, so daß auch die kreisangehörigen 
Städte mit über 60 000 Einwohnern 7) nicht geson-
dert erfaßt werden können. Der statistischen Ana-
lyse gingen unter entwicklungsstrategischen Ge-
sichtspunkten drei voneinander unabhängige Ent-
scheidungen voraus: 

1. die Abgrenzung des „ländlichen Raumes", 

2. die Differenzierung der Wirtschaftskraft nach 
Stand und Entwicklung, 

3. die gesonderte Betrachtung des Agrarsektors. 

Zu Ziffer 6: 

Zum ländlichen Raum werden alle Untersuchungs-
einheiten mit einer Bevölkerungsdichte von weniger 
als 200 Einwohner je qkm gezählt. 8) Dieser Schwel-
lenwert wird auch in der einschlägigen Literatur zur 
Abgrenzung von verdichteten und verstädterten 
Gebieten angegeben. 0) 

Zu Ziffer 8: 

Die Bestimmung des regionalwirtschaftlichen Ent-
wicklungsstandes erfolgte bisher überwiegend mit 
unbefriedigenden Methoden. Bei der Verwendung 
von Einzelmerkmalen, z. B. Bruttoinlandsprodukt, 
schlagen Erhebungsfehler voll durch. Bei der Arbeit 

6) Die nachstehend in stark gekürzter Form aufgezeigte 
Methode zur Typisierung ländlicher Räume wurde in 
der Forschungsstelle der Forschungsgesellschaft für 
Agrarpolitik und Agrarsoziologie von P. Breloh und 
R. Struff im Rahmen eines noch nicht abgeschlossenen 
Forschungsauftrages des BML entwickelt. Die Gliede-
rung dieses Kurzauszuges paßt sich den Ziffern des 
Gutachtens an. 

7) Bad Godesberg, Eßlingen, Göttingen, Ludwigsburg, 
Marl, Paderborn, Porz, Reutlingen, Rheinhausen. 

8) P. Breloh und R. Struff, Der ländliche Raum und die 
Landwirtschaft in der regionalen Entwicklung. In: Be-
richt über die Verbesserung der Agrarstruktur in der 
Bundesrepublik Deutschland 1966/67. Hrsg. BML Berlin, 
Bonn 1968, S. 147. 

9) K. Schwarz, Bevölkerungsentwicklung in den Kreisen 
des Bundesgebietes 1939 bis 1961. „Wirts chaft und 
Statistik", Wiesbaden, Jg. 1962, S. 466. — G. Isbary, 
Probleme der Entwicklungsplanung in Verdichtungs-
zonen. „Innere Kolonisation", Berlin, Bonn, Jg. 11 
(1962), S. 224. — Zweiter Bericht über die Raumord-
nung in den Niederlanden (Gek. Ausgabe in dt. Übers.) 
I. Teil, Den Haag 1966, S. 10 f. (Karte: Morphologische 
Verstädterung in den Gemeinden 1960). 

mit Kennzifferkatalogen oder bei der Skalogramm-
Analyse wird die Auswahl der Variablen durch 
eine gewisse Willkür und der Aussagewert durch 
Informationsverlust infolge Kategorisierung beein-
trächtigt. Demgegenüber bietet die Faktorenanalyse 
die Möglichkeit, eine Reihe von Einzelmerkmalen 
(Variablen) auf die wesentlichen Dimensionen bzw. 
den eigentlich interessierenden, aber direkt nicht 
meßbaren Faktor zurückzuführen und die Korre-
lationen zwischen den Einzelmerkmalen und dem 
gesuchten Faktor — auch Faktorladungen genannt — 
zu ermitteln. Die Methode der Faktorenanalyse läßt 
sich auch anwenden, um mit Hilfe der Variablen 
Bruttoinlandsprodukt, Realsteuerkraft, Industrie-
besatz und Einwohnerdichte als Indikatoren des 
wirtschaftlichen Entwicklungsstandes den Faktor 
Wirtschaftsniveau bzw. Wirtschaftswachstum zu 
identifizieren. Im einzelnen ergaben sich für das 
Wirtschaftsniveau 1966 und das Wirtschaftswachs-
tum 1957 bis 1966 folgende Faktorladungen: 10) 

Faktor 
Variable Wirtschafts- 

wachstum 

Bruttoinlandsprodukt 1966 in DM 
je Kopf der Wirtschaftsbevölke- 
rung 	  0,8245 

Realsteuerkraft 1966 in DM je Ein- 
wohner 	  0,9708 

Zahl der Industriebeschäftigten 
auf 1000 Einwohner 1966 	 0,7725 

Einwohner je qkm 1966 	 0,6024 

Faktor 
Variable Wirtschafts- 

niveau 

Entwicklung des Bruttoinlandspro- 
duktes 1957 bis 1966 in DM je 
Kopf der Wi-Bev 	  0,6569 

Entwicklung der Realsteuerkraft 
1957 bis 1966 in DM je Einwoh- 
ner 	  0,6961 

Veränderung der Zahl der Indu- 
striebeschäftigten auf 1000 Ein- 
wohner 1957 bis 1966 	 0,1221 

Veränderung der Einwohnerdichte 
1957 bis 1966 	  0,3052 

Ausgehend von den Ergebnissen der Faktorenana-
lyse kann nun für jede Untersuchungseinheit (Land-
kreis bzw. kreisfreie Stadt) ein Index als Maßstab 

10)Bei der Faktorenanalyse wurde das Hauptachsen-Ver-
fahren, zur Rotation der Faktorenmatrix die Varimax-
Methode gewählt. Für das „Wirtschaftsniveau" wird 
im Gegensatz zur „Wirts chaftsentwicklung" die unro-
tierte Faktorenmatrix verwendet. 
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für das Wirtschaftsniveau und ein Index für das 
Wirtschaftswachstum errechnet werden. Die Faktor-
ladungen stellen dabei das Gewicht dar, mit wel-
chem die einzelnen Variablen in den Index einge-
hen. Die Indexbildung setzt voraus, daß alle Variab-
len zuvor durch lineare Transformation auf den glei-
chen Mittelwert und die gleiche Streuung gebracht 
worden sind. Der Index wird jeweils so eingerich-
tet, daß sich für einen hypothetischen Bundesdurch-
schnittskreis (arithmetisches Mittel) ein Index von 
100 ergibt, und daß ein Kreis, der bei allen Variab-
len den theoretisch kleinstmöglichen Wert (im all-
gemeinen Null) aufweist, den Index Null erhält. 

Zu Ziffer 9: 

Die Abgrenzung der gesamtwirtschaftlichen Gebiets-
typen erfolgte anhand des Index „Wirtschafts-
niveau" 1966 (WN) und des Index „Wirtschafts-
wachstum" 1957 bis 1966 (WW), und zwar: 

A. Gebiete mit starker Wirtschaftskraft 
— starkes Wachstum auf hohem Niveau — 

Index  WN und Index WW größer als 100, davon 
ein Index größer als 125 oder aber beide Indices 
größer als 112,5; 

B. Gebiete mit mittlerer Wirtschaftskraft: 

(Gebiete, die nicht zu den Gebietstypen A. und 

C. rechnen) 

1. Gebiete mit überdurchschnittlichem Wirt-
schaftswachstum: Index WW größer als 112,5 

2. Gebiete mit überdurchschnittlichem Wirt-
schaftsniveau: Index WN größer als 112,5 

3. Sonstige Gebiete mit mittlerer Wirtschafts-
kraft: Index WN und Index WW kleiner als 
112,5 

C. Gebiete mit schwacher Wirtschaftskraft 

— schwaches Wachstum auf niedrigem Niveau  — 
Index  WN und Index WW kleiner als 100, davon 
ein Index kleiner als 75 oder aber beide Indices 
kleiner als 87,5 

Zu Ziffer 10: 

Für die Gliederung der Kreise des Bundesgebietes 
nach agrarischen Gesichtspunkten wurde ein Index 
für die landwirtschaftliche Produktivität und ein 
Index zur Beurteilung der Betriebsgrößenstruktur 
entwickelt. Diese Indices basieren ebenfalls auf den 
Ergebnissen einer Faktorenanalyse mit folgenden 
Variablen: 

land- und forstwirtschaftliches Bruttoinlands-
produkt je Beschäftigten 1961, 
landwirtschaftliche Produktionsleistung 1965 11), 
durchschnittliche Flächengröße der Betriebe über 
2 ha LN 1965, 

11) Stanglmayr, Entwicklung von Produktion und Wettbe-
werbskraft landwirtschaftlicher Räume und Betriebe in 
der Bundesrepublik. (Schriftenreihe der Forschungsges

-

sellschaft für Agrarpolitik und Agrarsoziologie e. V., 
H. 201) Bonn 1969, S. 22 ff. 

Flächenanteil der Betriebe über 20 ha LN an der 
LN insgesamt 1965, 
Anteil der Betriebe von 2 bis unter 10 ha LN an 
der Zahl der Betriebe über 2 ha LN 1965, 
Anteil der Betriebe von 10 bis unter 20 ha LN 
an der Zahl der Betriebe über 2 ha LN 1965. 

Dabei konnte ein Faktor als die gesuchte Dimension 
Betriebsgröße und ein zweiter Faktor als die Dimen-
sion landwirtschaftliche Produktivität identifiziert 
werden. Es ergaben sich folgende Faktorladungen: 

Variable Faktor 
Betriebsgröße 

Durchschnittliche Flächengröße der 
Betriebe über 2 ha LN 1965 	 0,9204 

Flächenanteil der Betriebe über 
20 ha LN an der LN insgesamt 
1965 	  0,9444 

Anteil der Betriebe von 2 bis unter 
10 ha LN an der Zahl der Be- 
triebe über 2 ha LN 1965 	 —0,7809 

Variable Faktor 
Produktivität 

Land- und forstwirtschaftliches 
Bruttoinlandsprodukt je Beschäf- 
tigten 1961 	  0,5875 

Landwirtschaftliche Produktions- 
leistung ii)  in DM je ha LN 1965 0,5296 

Mit Hilfe des Index landwirtschaftliche Produktivi-
tät (P) und des Index Betriebsgröße (B) können fol-
gende agrarische Kategorien gebildet werden: 

a) Gebiete mit hoher Produktivität und mittelbe-
trieblicher Struktur: 
Index P und Index B größer als 100, wobei ent-
weder Index P größer als 115 oder Index B grö-
ßer als 135 oder aber Index P und Index B zu-
gleich größer als 107,5 bzw. 117,5; 

b) Gebiete mit mittleren Produktionsbedingungen: 
(Gebiete, die nicht zu den Gebietstypen a und c 
rechnen) 

aa) Gebiete mit überdurchschnittlicher Produk-
tionsleistung: 
Index P größer als 107,5; 

bb) Gebiete mit überdurchschnittlicher Betriebs-
struktur: 
Index B größer als 117,5; 

cc) Sonstige Gebiete mit mittleren Produktions-
bedingungen: 

Index P kleiner als 107,5 und Index B klei-
ner als 117,5; 

c) Gebiete mit niedriger Produktivität und kleinbe-
trieblicher Struktur: 
Index P und Index B kleiner als 100, wobei ent-
weder Index P kleiner als 85 oder Index B klei-
ner als 65 oder aber Index P und Index B zu-
gleich kleiner als 92,5 bzw. 82,5. 
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Anlage 2 

Gewerbeparks 12) (vgl. Ziffer 29) 

1. Die entscheidende regionale Wirkung von 
Gewerbeparks besteht in der räumlichen Konzen-
tration von nichtlandwirtschaftlichen, meist über-
wiegend industriellen Arbeitsplätzen, die eine Ver-
größerung der Transparenz des Arbeitsmarktes be-
wirkt, und damit eine für Unternehmer wie Arbeit-
nehmer grundsätzlich vorteilhafte Mobilität ermög-
licht. 
Der Hauptgrund für die Unternehmer, sich in den 
Gewerbeparks niederzulassen, war bei großen Fir-
men zumeist die Möglichkeit, in den angebotenen 
Produktionsstätten schnell die Produktion aufzuneh-
men. Für kleinere und mittlere Firmen bieten die Ge-
werbeparks vor allem die Chance der Expansion, 
die die eigenen Kräfte oft überfordern würde. 
Die Erfahrungen sprechen für eine Untergrenze von 
etwa 2000 Arbeitsplätzen, je nach Art der Betriebe 
bedeutet das einen Flächenbedarf von 20 bis 30 ha. 
Um über einen längeren Zeitraum hinweg noch neue 
Betriebe aufnehmen zu können, sollte eine zusam-
menhängende Gesamtfläche von mindestens 50 ha 
geplant und gesichert werden. 

2. Die Erschließung der Gewerbeparks hat so zu 
erfolgen, daß von Anfang an 
a) die erforderlichen Versorgungs- und Verkehrs-

anschlüsse besonders an das Schienen- und Stra-
ßennetz sowie die erforderlichen Dienstleistungs-
einrichtungen vorhanden sind; 

b) einige allgemein verwendbare bzw. leicht an-
passungsfähige Produktionshallen, evtl. zusam-
men mit kleineren Bürotrakten, erstellt und an-
geboten werden, in denen ansiedlungswillige 
Unternehmer in kurzer Zeit die Produktion auf-
nehmen können; 

c) baureifes Gelände für solche Unternehmen an-
geboten werden kann, die selbst bauen wollen. 

3. Die Vergabe der Fläche bzw. Gebäude in den 
Industrieparks kann auf verschiedene Weise, evtl. 
auch gleichzeitig nebeneinander, erfolgen. In Groß-
britannien herrscht das Pacht-System vor, das dem 
Träger des Parks auch für die Zukunft das sinnvolle 
Mindest-Einwirkungsrecht einräumt. Es sind aber 
auch andere Vergabeformen (wie Verkauf, Verkauf 
mit Vorkaufsrecht, Leihkauf, usw.) denkbar, wie ins-
besondere die amerikanischen und französischen 
Erfahrungen zeigen. 

4. Die Trägerschaft der Gewerbeparks sollte in 
jedem Fall einer GmbH (ggf. AG) übertragen wer-
den, um die erforderliche unternehmerische Flexi-
bilität zu gewährleisten (vgl. auch Ziffer 40 im 
Text). 

5. Die Erschließungs- und Erstellungskosten je 
Gewerbepark bei einer Mindestgröße von 60 ha be-
laufen sich in der Anlaufphase der ersten drei Jahre 
auf etwa 10 bis 15 Millionen DM; für etwa 60 Ge-
werbeparks wäre also eine Gesamtsumme von rd. 
600 bis 900 Millionen DM aufzubringen. Dabei kann 
davon ausgegangen werden, daß etwa ein Drittel 
der Mittel von Bund und Ländern gemeinsam auf-
gebracht werden müssen (Rest: Fremdfinanzierung 
über Kapitalmarkt und Bankkredite). Bei einem An-
satz von insgesamt drei Jahren für die Phasen der 
Planung, Entscheidung und Durchführung der ersten 
Ausbaustufe der Projekte bedeutet dies für die 
nächsten drei Haushaltsjahre ein erforderliches 
Finanzvolumen des Bundes von jeweils rd. 60 Mil-
lionen DM (Obergrenze). Bei der Auswahl der Be-
triebe, für die die Gewerbeparks in Frage kommen, 
ist ggf. nach den in den Ziffern 30 bis 36 aufgeführ-
ten  Vergabekriterien zu verfahren. 

b) Die Belastbarkeit des Landschaftshaushaltes 

1 	Einführung 

In der Kulturlandschaft nutzt und benutzt die Ge-
sellschaft die natürlichen Landschaftselemente, wie 
das Relief, das Gestein, die Böden, die Gewässer, 
die Lufthülle mit den klimatischen Prozessen, die 
Pflanzendecke und die Tierwelt. Diese sind die 
natürlichen Lebensgrundlagen, Voraussetzungen der 
menschlichen Existenz und Ausgangsbasis für die 

12) Die hier dargestellten Überlegungen wurden als Dis-
kussionsbeitrag zur Frage der Gewerbeparks von den 
Herren Prof. Dr. Jochimsen und Dr. Treuner erarbeitet. 
Vgl. neuerdings H. Niesing: Die Gewerbeparks ('indu-
strial estates') als Mittel der staatlichen regionalen 
Industrialisierungspolitik, dargestellt am Beispiel 
Großbritanniens, Berlin 1969 (i. E.), sowie die dort 
zitierte Literatur, insbesondere die Untersuchungen der 
Vereinten Nationen und der Europäischen Gemein-
schaften. 

Gestaltung menschlicher Umwelt. Im Haushalt der 
Kulturlandschaft stehen also Kräfte und Erschei-
nungen der außermenschlichen Natur (Naturhaus-
halt der Kulturlandschaft) sowie die Gesellschaft 
und ihre Werke (Nutzung und Gestaltung) in enger 
gegenseitiger Abhängigkeit (Landschaftshaushalt 
der Kulturlandschaft). Jede Nutzung und Umgestal-
tung der natürlichen Bestände, wie Veränderung 
der Struktur und der Formen, Entnahme oder Ein-
bringung von Stoffen, bedeutet durch Veränderung 
eines oder mehrerer Landschaftselemente und des 
derzeitigen Gleichgewichtszustandes in deren Wir-
kungsgebiete eine mehr oder weniger starke Berei-
cherung oder Belastung des Naturhaushaltes. Beides 
hat rückwirkend Folgen für die Gesellschaft. Unter 
Nutzung werden hier nicht nur solche wirtschaft-
licher Art, sondern auch hygienischer, ästhetischer, 
psychischer, kultureller und wissenschaftlicher Art 
verstanden. 
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Der Naturhaushalt der Landschaft wandelt sich ohne 
menschliche Eingriffe nur in längeren Zeiträumen 
(säkulare Entwicklung) ; er ist in seiner Leistungs-
fähigkeit begrenzt und reagiert oft auf Eingriffe 
empfindlich. Unsere Gesellschaft wandelt sich hin-
gegen immer rascher nach Zahl und Struktur und 
stellt häufiger sich ändernde und wachsende An-
sprüche an die Nutzung der Landschaft. 
Damit stellt sich die Frage nach den Grenzen der 
Belastung, d. h. hier der „Belastbarkeit" des Natur-
haushaltes von Landschaften. Entscheidend ist die 
Frage nach den Grenzwerten, mit denen die Belast-
barkeit zu erfassen ist. 
Die Belastung des Naturhaushaltes durch mensch-
liche Eingriffe und Nutzungen betrifft einmal die 
natürliche Leistungsfähigkeit (Naturpotential) der 
Landschaft hinsichtlich Güte und Menge (z. B. der 
pflanzlichen und tierischen Produktion, der Wasser-
schüttung usw.). Sie betrifft andererseits die Nach-
haltigkeit dieser natürlichen Leistungsfähigkeit bei 
einer oder mehreren sich überlagernden Nutzungen. 
Die Erfassung der natürlichen Leistungsfähigkeit 
eines Raumes wie ihre Nachhaltigkeit ist eine land-
schaftsökologische Aufgabenstellung. Die Frage 
nach der Rückwirkung, inwieweit die Veränderun-
gen des Naturhaushaltes für den Menschen günstig 
oder ungünstig sind, erfordert zusätzlich wirtschafts- 
und gesellschaftswissenschaftliche sowie psychisch

-

hygienische Maßstäbe und Untersuchungen. 
Raumordnung bezieht sich auf den Gesamtinhalt der 
Landschaft und muß auf Grund einer Wertung einen 
Ausgleich der unterschiedlichen, meist konkurrie-
renden Ansprüche der Gesellschaft herbeiführen. 
Eine Ordnung des Raumes ist daher nur möglich, 
wenn auch die Zusammenhänge im Naturhaushalt 
im wesentlichen bekannt sind und seine nachhaltige 
Leistungsfähigkeit bei allen Vorhaben in Rechnung 
gestellt wird. 
Der Naturhaushalt besteht aus einem komplexen 
und dynamischen Zusammenwirken verschiedener 
biologisch-ökologischer Faktoren (Leistungsgefüge), 
beeinflußt durch gesellschaftlich-wirtschaftliche Vor-
gänge. Die Erforschung dieser Zusammenhänge steht 
allerdings erst am Anfang. Unser Wissen darüber 
entspricht damit nicht den gesellschaftlichen Anfor-
derungen. Trotzdem soll versucht werden, die Zu-
sammenhänge und Wechselwirkungen an einzelnen 
Beispielen zu erläutern. Die begrenzte Aussagekraft 
dieser isoliert behandelten Beispiele darf dabei nicht 
außer acht gelassen werden. Sie verdeutlichen je-
doch die notwendige Intensivierung der Forschung 
und der Suche nach praktikablen Lösungen auf die-
sem Gebiet. 

2 	Darstellung der einzelnen 
Lebensgrundlagen und ihrer Belastungen 

2.1 Boden 
2.1.1 Bestandsaufnahme 

Quantitative Bodenverluste: 
a) Ein ständiges Abnehmen kulturfähiger Boden-

flächen durch Siedlungs-, Verkehrs-, Versor-
gungs- und Verteidigungsmaßnahmen u. a. m. ist 

festzustellen. Z. Z. sind rd. 10 % der Gesamt-
fläche der BRD überbaut, das sind 50 % mehr als 
1938. In Verdichtungsgebieten steigt die über-
baute Fläche bis 50 % an. Die landwirtschaftliche 
Nutzfläche ist von 1949 bis 1966 um rd. 
545 000 ha, das sind über 4 %, zurückgegangen; 
1965 waren es im Durchschnitt täglich über 
112 ha. Obgleich die Verluste an land- und forst-
wirtschaftlichen Flächen durch Ertragssteigerun-
gen der Bodenerträge im wesentlichen ausgegli-
chen werden konnten, zeigen sich vielerorts be-
reits die Grenzen einer weiteren Beanspruchung. 

b) Bodenverluste entstehen auch durch umfang-
reiche Bodenerosionen, die durch Wasser und 
Wind ausgelöst werden. Als Ursachen sind die 
natürlichen Standortfaktoren Bodenart, Hang-
neigung, Niederschlagsintensität, Windstärke 
und Art der Vegetation sowie die Art und Tech-
nik der landwirtschaftlichen Bodennutzung zu 
nennen. Die Folge ist Ertragsminderung, teil-
weise sogar Ertragsausfall. Auf Grund umfang-
reicher Untersuchungen über die Bodenerosion 
durch Wind und Wasser wird nachgewiesen, daß 
heute in zunehmendem Umfang ein großer Teil 
der landwirtschaftlichen Nutzfläche erosionen-
anfällig oder -geschädigt ist. In Niedersachsen 
werden die durch Winderosionen geschädigten 
Flächen mit etwa 67 500 ha (11,3 % des A cker-
landanteils) angegeben. Der Minderertrag auf 
den geschädigten Flächen wird hier auf 10 % 
und in Schleswig-Holstein auf 20 % geschätzt. 

c) Verluste treten auch durch Vernichtung von 
Mutterboden und von kulturfähigem Unterboden 
auf, und zwar durch mangelnden Schutz bei Maß-
nahmen des Hoch-, Tief- und Tagebaues. 

Qualitativ wird der Boden dadurch beeinträchtigt, 
daß viele Nutzflächen durch veränderte Bewirtschaf-
tungsformen in ihrem Humusgehalt verarmen und 
erodierte Flächen mit der Ackerkrume Humus und 
Nährstoffe verlieren. Besonders schwerwiegend 
aber ist der Verlust guter Bodenfläche. 

2.1.2 Beurteilung 

Boden ist im allgemeinen nicht vermehrbar, Ver-
luste können fast niemals ersetzt werden. Wach-
sende Bevölkerung und zunehmender Wohlstand 
führen aber zu ständig steigernden Ansprüchen an 
den Boden. Trotzdem läßt sich eine Zunahme der 
Sozialbrache und nicht genutzter Grenzertragsböden 
feststellen, deren Flächen verwildern. Es wird ge-
schätzt, daß sich die Flächen der Grenzertragsböden 
z. Z. auf etwa 500 000 ha belaufen (= 3 % der land-
wirtschaftlichen Nutzfläche [LN]), wovon 300 000 ha 
als aufforstungswürdig angesehen werden können. 
Derartige Änderungen innerhalb der landwirtschaft-
lichen Nutzung führen :u raumordnerischen und 
landespflegerischen Problemen von unterschied-
lichem regionalen Gewicht. 

2.1.3 Beispiele 

Untersuchungen der Planungsgemeinschaft Mittel-
pfalz für den regionalen Raumordnungsplan Mittel- 
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pfalz ergaben z. B., daß in den Landkreisen Rocken

-

hausen und Kusel über die derzeitigen Brachflächen 
hinaus 17 % der landwirtschaftlichen Nutzfläche aus 
der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung ausschei-
den werden. Es wird angenommen, daß in Gebieten 
mit eingeschränkten natürlichen Ertragsbedingun-
gen, wie in Mittelgebirgen, Moor- und Heideflächen, 
etwa 25 % der LN als landwirtschaftlich bewirt-
schaftete Flächen ausfallen werden. Für den Verlust 
bester Böden durch die Siedlungsentwicklung gibt 
der Raum Köln—Bonn ein Beispiel. Hier gehen in 
wachsendem Maße hochwertige land- und forstwirt-
schaftliche Flächen verloren. Am Bodensee liegt die 
Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsflächen in 
den einzelnen Gemeinden von 1956 bis 1960 im 
baden-württembergischen Seeuferbereich zwischen 
20 % und 57 %. Bis 1980 wird in diesem Gebiet mit 
einer Bevölkerungszunahme von 40 % gerechnet, so 
daß der Bedarf an Siedlungs- und Verkehrsflächen 
in diesem Raum weiterhin überproportional zu-
nehmen wird. Damit fallen weitere klimatisch be-
günstigte Flächen für die Erholung aus. Für die BRD 
lassen sich diese Beispiele beliebig vermehren. 1 ) 

2.1.4 Grenzwerte 

Nach den Untersuchungen der Justus-Liebig-Univer-
sität in Gießen kann im allgemeinen von 5 % Ge-
fälle an mit Bodenerosion durch Oberflächenwasser 
gerechnet werden. Schluffige Böden wie humusarme 
Lößböden sind empfindlicher. Hier kann das kriti-
sche Gefälle schon bei 1 % liegen. Hangflächen mit 
einem Gefälle von mehr als 12 % sollten im all-
gemeinen nicht mehr ackerbaulich genutzt werden. 
Eine Bodenerosion durch Wind gefährdet vor allem 
Böden der Korngrößen von 0,1 bis 0,5 nun  Ø. Als 
Grenzwerte für die beginnende Verfrachtung dieser 
Böden gelten u. a. Windstärken von 4 bis 5 m/sec. 

2.1.5 Folgerungen 

Der im ROG festgelegte Grundsatz, daß die für die 
land- und forstwirtschaftliche Nutzung gut geeigne-
ten Böden nur in dem unbedingt notwendigen Um-
fang für andere Nutzungsarten vorzusehen sind (§ 2 
Abs. 1 Nr. 5, Abs. 2), bedarf der Konkretisierung. 
Hierzu sind Maßstäbe und Kriterien notwendig, bei 
denen neben der Bodengüte auch agrarstrukturelle 
Gesichtspunkte sowie Aspekte des Landschaftshaus-
haltes und -bildes zu berücksichtigen sind. 

Mit Hilfe der agrarstrukturellen Planungen und der 
Landschaftsplanung sollen die Feldfluren so geglie-
dert werden, daß Bodenerosionen durch Wasser und 
Wind möglichst ausgeschlossen sind. Besonders soll-
ten im Rahmen der Flurbereinigung eine relief-
gerechte Feldereinteilung, die auch eine an die Hö-
henlinien angepaßte Bodenbearbeitung ermöglicht, 
und die Anlage von Bodenschutzpflanzungen vorge-
sehen werden. 

1) Ein gutes Beispiel für eine reliefgerechte Schlageintei-
lung ist der im Rahmen des Flurbereinigungsverfah-
rens Heftrich in Hessen aufgestellte neue Wege- und 
Gewässerplan. 

Die auf Grund § 39 BBauG zu erlassende Verord-
nung zum Schutze des Mutterbodens steht noch aus 
und sollte sobald wie möglich verabschiedet werden. 

2.1.6 

Um den erhöhten Anforderungen an die Leistungs-
fähigkeit des Landbaues gerecht zu werden, müssen 
die natürlichen Ertragsbedingungen der Kulturland-
schaft erhalten und verbessert werden; deshalb sol-
len in der Landes- und Regionalplanung sowie im 
Rahmen der Bauleitplanung land- und forstwirt-
schaftliche Vorranggebiete ausgewiesen werden. 
Auf guten Böden werden sich Maßnahmen der 
Rationalisierung und Intensivierung der landwirt-
schaftlichen Erzeugung am besten auswirken. Die 
Lösung des Problems der Sozialbrache ist ein Bei-
trag zur Erhaltung wertvoller Nutzflächen und auch 
zur Entwicklung von Erholungsgebieten. Hierbei 
bedarf es künftig der Unterstützung des Gesetz-
gebers. 

2.2 Wasser 

2.2.1 Bestandsaufnahme 

Das nutzbare Dargebot „Wasser" ist begrenzt nach 
Vorkommen und den Möglichkeiten, es in geeig-
neter und wirtschaftlicher Form zu gewinnen. Es 
steht zur Verfügung als Quell- und Grundwasser 
und als Oberflächenwasser. Das Quell- und Grund-
wasser ist aus hygienischen Gründen für Trink-
wasserzwecke eindeutig vorzuziehen. 

Bei dem ständig steigenden Wasserbedarf (1963: 
13 300 Millionen cbm aus öffentlicher Wasserver-
sorgung und industrieller Eigenförderung), der nach 
heutigen Schätzungen bis zum Jahre 2000 um min-
destens 100 % zunehmen wird, ist der wirtschaftlich 
nutzbare Vorrat an Grundwasser schon heute bei 
weitem nicht mehr ausreichend. Es muß in zuneh-
mendem Umfang auf Oberflächenwasser zurück-
gegriffen werden (1963: Quell- und Grundwasser 
5900 Millionen cbm = 44 %, Oberflächenwasser im 
weiteren Sinn 7400 Millionen cbm = 56 %). 

Das Oberflächenwasser ist durch die unaufhaltsam 
zunehmenden Abwassermengen, die z. Z. noch zu 
einem großen Teil gar nicht oder ungenügend vor-
gereinigt in die Vorfluter abgelassen werden, so 
stark verschmutzt, daß es für die Trinkwasserver-
sorgung nur unter größten Aufwendungen oder gar 
nicht verwendet werden kann. Die den Vorflutern 
innewohnende begrenzte Selbstreinigungskraft ist 
in nahezu allen Flußgebieten auf weiten Strecken 
bis an die oberste Grenze ausgenutzt, häufig bereits 
überschritten. Das Grundwasser ist vielerorts durch 
ungünstige wasserbauliche Maßnahmen und Abfall-
stoffe quantitativ und qualitativ beeinträchtigt. Dar-
über hinaus ist der Wasserhaushalt ganzer Land-
schaften durch nachteilige Veränderungen der Ein-
zugsgebiete gestört. 

Im Jahre 1966 sind in der Bundesrepublik für 
Zwecke der Wasserwirtschaft und der Kulturtechnik 
etwa 4,1 Milliarden DM aufgewendet worden, davon 
für 
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1. Wasserversorgung 

Wasserversorgung in ländlichen Gemeinden ca. 	 679 Mill DM 

Wasserversorgung in städtischen Gemeinden 	  392 Mill DM 

1 071 Mill DM 

2. Abwasserbehandlung 

Abwasserbehandlung in ländlichen Gemeinden 	 945 Mill DM 

Abwasserbehandlung in städtischen Gemeinden 	 645 Mill  DM 

1 590 Mill DM 

3. Talsperrenbau und Rückhaltebecken 	  85 Mill DM 

4. Flußregelungen 	  195 Mill DM 

insgesamt ca. 2 941 Mill DM 

2.2.2 Beurteilung 

Die Nutzung des Wassers soll nach Trinkwasser, 
Brauchwasser und Erholungsgewässer unterschieden 
werden. 

a) Trinkwasser 
Das für die menschliche Ernährung unentbehrliche 
Trinkwasser wird am günstigsten aus Grund- und 
Queliwasservorkommen entnommen. Die Gelände-
flächen, aus denen die den heutigen Anforderungen 
entsprechenden Trinkwassermengen wirtschaftlich 
gewonnen werden könnten, sind sehr begrenzt, da 
sie einen bestimmten geologischen Aufbau voraus-
setzen. 
Z. B. werden im Ruhrtal von etwa i i 000 ha, die zur 
Grundwassergewinnung in Frage kommen, z. Z. 
bereits etwa 4900 ha für derartige Zwecke ein-
schließlich künstlicher Grundwasseranreicherung 
genutzt. 2400 ha dieses Geländes sind durch kom-
munale und industrielle Besiedlung in Anspruch ge-
nommen, so daß bestenfalls nur noch etwa 3700 ha 
als Reserve für etwaige Erweiterung der Wasser-
gewinnungsanlagen zur Verfügung stehen. 
Im Ruhrgebiet wird z. B. belastetes Oberflächen-
wasser hinzugezogen, indem es über den Weg des 
Grundwassers geführt und verbessert wird. Die für 
solche Zwecke geeigneten „Anreicherungsflächen" 
sind auf Grund geologischer Voraussetzungen nur 
begrenzt vorhanden, vor allem in bezug auf ihre 
Lage zu den  Haupträumen des Verbrauches. 

b) Brauchwasser 

Da die Anforderungen an das Brauchwasser für die 
industrielle Nutzung im allgemeinen nicht so hoch 
sind wie die für das Trinkwasser, läßt sich die Ge-
winnung aus Oberflächenwasser meist mit verhält-
nismäßig einfachen Vorreinigungsmaßnahmen durch-
führen. Voraussetzung ist ein getrenntes Leitungs-
system für Trink- und Brauchwasser, das aber auch 
eine Quelle für irrtümliche schädliche Benutzung 
werden kann. 

c) Erholungsgewässer 

Die Zahl der als Erholungsgewässer zur Verfügung 
stehenden Wasserflächen nimmt auf Grund der zu

-

nehmenden Verschmutzung ständig ab, bzw. ihre 
Nutzungsmöglichkeiten werden eingeschränkt; dies 
gilt vor allem, wenn man die Nutzung für Bade-
zwecke einbezieht. Die Entwicklung am Bodensee, 
an vielen anderen Seen und an fast allen Flußläufen 
ist ein warnendes Beispiel. Das ungeordnete Cam-
pingwesen, die planlose Anlage von Wochenend-
siedlungen und die Verschmutzung der Erholungs-
gewässer durch die Erholungssuchenden selbst ver-
schärfen die Gefährdung der Gewässer. 

2.2.3 Grenzwerte 

Der Begriff der „Belastbarkeit" der Vorfluter hat 
überall in der Welt, vor allem in den Verdichtungs-
räumen, eine akute Bedeutung erlangt. Ihre Kon-
trolle durch Erlaß von Verschmutzungs-Grenzwerten 
wird allgemein angestrebt. So sollen durch die Fest-
legung von sogenannten „Normalanforderungen" 
(Min.Erl. NRW vom 5. 12. 66) Ausmaß und Art der 
Verschmutzung, die den Einleitern im Rahmen einer 
ministeriellen Erlaubnis oder Bewilligung zugestan-
den wird, so weit begrenzt werden, daß die Selbst-
reinigungskräfte der Vorfluter nicht überfordert 
werden. 

2.2.4 Folgerungen 

Unter vernünftiger Anwendung von Grenzwert-
bestimmungen ist in verstärktem Maß der recht-
zeitige Bau ausreichend bemessener, auf geeignete 
Reinigungsverfahren abgestellter Kläranlagen vor-
anzutreiben. Eine geregelte Mindestwasserführung 
der Vorfluter ist anzustreben. Durch Errichtung ge-
eigneter Talsperren ist die Möglichkeit zur Abgabe 
von Zuschußwasser zur Stärkung der Selbstreini-
gungskraft eines Gewässers zu prüfen. 

Finanzielle Aufwendungen in der unter Abschnitt 
2.1.1 aufgeführten Höhe für Zwecke der Wasser-
wirtschaft und Kulturtechnik sind zumindest für 
einen längeren Zeitraum auch weiterhin jährlich an-
zusetzen, besser noch zu steigern. Aus hygienischen 
Gründen sollte angestrebt werden, daß Grund-
wasser vonehmlich der Trinkwasserversorgung vor-
behalten bleibt. 
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Die Maßnahmen müssen nach einem Dringlichkeits-
programm und Schwerpunktsystem durchgeführt 
werden. Die Aufstellung der von den Wassergeset-
zen geforderten „wasserwirtschaftlichen Rahmen-
pläne" ist als Grundlage für die überregionale Pla-
nung dringend erforderlich. Die gesetzlich festzu-
legenden Wasserschutzzonen sollen baldmöglichst 
ausgewiesen werden. 

2.2.5 Auswirkungen auf die Raumordnung 

Die nach den wasserwirtschaftlichen Rahmenplänen 
ermittelten wasserwirtschaftlichen Erfordernisse 
müssen in die Raumordnungspläne und -programme 
der Länder eingebaut und zu „Zielen der Landes-
planung" erklärt werden. Etwa durch die Aufnahme 
von „Flächen für die Wasserwirtschaft" in das 
Landeskataster, die Landes- und regionalen Ent-
wicklungspläne u. a. müssen deren wasserwirtschaft-
liche Festsetzungen für die Bauleitplanung verbind-
lich werden. 

Zu diesen wasserwirtschaftlichen Erfordernissen ge-
hört auch die vorsorgliche Freihaltung und zweck-
entsprechende Bewirtschaftung der für Grundwasser-
gewinnung und -anreicherung geeigneten Flächen 
und ihrer Einzugsgebiete. Diese Gebiete sollten vor 
jeder anderen schädlichen Nutzung geschützt wer-
den. Hierzu gehört auch die geplante Ausweisung 
von geeigneten Müll- und Abraumflächen wegen 
der Gefahr etwaiger Grundwasserverseuchung. 
Wassereinzugsgebiete überschneiden sich häufig 
mit Erholungsgebieten. Erholungseinrichtungen an 
den Ufern der Flüsse, Seen und Talsperren sollten 
auf geeignete Flächen konzentriert werden. Dies 
dient gleichzeitig der Erhaltung wertvoller Biotope. 
Es ist erforderlich, die Reinhaltungsvorschriften für 
die Fließgewässer durch ein Bundesrahmengesetz zu 
regeln, weil diese Gewässer oft mehrere Länder 
durchfließen. 

2.3 Luft (Klima) 

2.3.1 Bestandsaufnahme 

Von den luftverschmutzenden Stoffen, die Men-
schen, Tiere und Vegetation schädigen, stehen wir-
kungsmäßig die gasförmigen Verbindungen von 
Schwefel, Fluor, Chlor, Stickstoff und die Kohlen-
wasserstoffe im Vordergrund. Hinzu tritt noch der 
Staubanteil von jährlich etwa 2 bis 2,5 Millionen 
Tonnen. Als das gegenwärtig am schwersten bela-
stete Gebiet in der Bundesrepublik gilt das Ruhr-
gebiet. Hier wurden auch die intensivsten Ermitt-
lungen durch die Landesanstalt für Immissions- und 
Bodennutzungsschutz Essen (z. B. Staubatlas für 
NRW), und durch das Institut für Wasser-, Boden- 
und Lufthygiene des Bundesgesundheitsamtes, Ber-
lin, angestellt. Die durch Luftverunreinigung ent-
standene Dunstglocke des Ruhrgebietes bewirkt 
ungefähr 30 % Lichtverlust der Globaleinstrahlung, 
wobei besonders auch die lebenswichtige UV-Strah-
lung absorbiert wird. 

Die wie Kondensationskerne wirkenden Fremdstoffe 
können das Mikroklima ändern und eine stärkere 
Nebelbildung verursachen, Einfluß auf die Ein- und 
Ausstrahlungsvorgänge sowie die Zusammensetzung 
der bodennahen Luftschichten (CO, CO 2 , O) nehmen 
und das Temperaturgefälle verändern. Auswirkun-
gen auf das Großklima sind noch nicht abschließend 
erforscht; jedoch liegen bereits Forschungsergeb-
nisse über die bedenkliche Zunahme des Kohlen-
dioxydgehalts der Luft vor. Der Anfall von Schwe-
feldioxyd ist für das Bundesgebiet mit jährlich 
5 Millionen Tonnen errechnet worden. Davon ent-
fallen rund 80 % auf Nordrhein-Westfalen, mit 
Schwerpunkten Ruhr- und Braunkohlenrevier. 
Allein im Ruhrrevier werden von den Immissionen 
rund 5,5 Millionen Einwohner bei einer Bevölke-
rungsdichte von teilweise über 1000 Ew/qkm be-
troffen. Die Auswertung der Meßergebnisse hat er-
geben, daß die Verträglichkeitsgrenze für empfind-
liche Kulturen durch die Luftbelastung mit SO im 
gesamten Ruhrgebiet und durch die Luftbelastung 
mit Staub in beträchtlichen Teilen dieses Raumes 
überschritten ist. Mit steigender Verkehrsdichte 
nimmt die Verunreinigung der Luft weiter zu. Hier-
bei wirkt besonders der Blei- und Kohlenmonoxyd-
gehalt in Straßennähe gefährdend. Nach neueren 
Untersuchungen (Fiala, E. 1968) entstehen durch die 
Verbrennung von 1 kg Kraftstoff bei Stadtfahrten 
rund 11 cbm Abgase. Die dabei erzeugte Kohlen-
monoxydmenge muß eine 1200fache Verdünnung 
erfahren, um den MAK-Wert von 50 ppm nicht zu 
überschreiten; für die entstehenden Stickoxyde und 
Bleiverbindungen ist eine 140fache Verdünnung er-
forderlich. Bei der Verbrennung von 1 kg Kraftstoff 
werden mit den Auspuffgasen etwa 0,2 bis 0,3 g Blei 
an die Luft abgegeben. In Straßenschluchten und bei 
geringen Windgeschwindigkeiten kann es zur An-
reicherung von 6 bis 18 ppm CO kommen; in Einzel-
fällen sind kurzzeitige Spitzen von 80 ppm gemes-
sen worden. 

Insgesamt kann die Atmosphäre von über 300 
chemischen Verbindungen und physikalischen Stof-
fen verunreinigt und beeinträchtigt werden. 

2.3.2 Beurteilung 

Infolge Fehlens wirtschaftlicher Anlagen zur Rauch-
gasentschwefelung und sonstiger Gasreinigungsfil-
ter nimmt die Belastung der Luft im Bundesgebiet 
z. Z. jährlich noch um etwa 10 bis 15 % zu. Die 
ungünstigen Immissionsverhältnisse bei bestimmten 
Inversionswetterlagen von längerer Dauer, die vor-
nehmlich im Winterhalbjahr auftreten, lösen ver-
mehrt Smogerscheinungen aus. Das führte im Ruhr-
gebiet zur Einrichtung eines Warndienstes. 

Durch Luftverunreinigung bedingte Erkrankungen 
der Atmungsorgane und des Kreislaufes sind je nach 
Empfindlichkeit der betroffenen Personen und je 
nach Konzentration der Luftverunreinigung nicht 
auszuschließen und zum Teil nachgewiesen. 

Pflanzen können durch Raucheinwirkungen geschä-
digt, in ihrem Biozyklus nachteilig beeinflußt und in 
ihrer Qualität beeinträchtigt werden. Für Nord-
rhein-Westfalen sind vor zwei Jahren solche direk- 
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ten Schadwirkungen im Landbau seitens des Ministe-
riums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mit 
100 Millionen DM geschätzt worden. Im Bereich des 
Ruhrgebietes und seiner Randzonen ist ein wirt-
schaftlicher Anbau von Nadelhölzern nicht mehr 
möglich. 

Luftverunreinigungen können die Leistungen der 
Tiere herabsetzen. Bereits bei einer Ablagerung von 
1 Gramm Staub aus Zementwerken je Tag und 
Quadratmeter wurden in Versuchen bis zu 26 % 
Fleischzuwachsminderung festgestellt. Steigt z. B. 
die Fluoraufnahme in Futter oder Trinkwasser über 
1,2 mg/kg Körpergewicht, so ergeben sich bei Tieren 
Knochenveränderungen. 

2.3.3 Beispiele 

1m Ruhrgebiet, im Rheinischen Braunkohlenrevier, 
im Rhein-Main-Gebiet, im Raum Salzgitter, an der 
Saar, in Hamburg und im Raume Ingolstadt (Raffi-
nerien) befinden sich Konzentrationen der Industrie 
und damit große Bereiche mit stark verunreinigter 
Luft, die den Landschaftshaushalt wesentlich be-
lasten. 

2.3.4 Grenzwerte 

Die Verträglichkeitsgrenze für Schwefeldioxyd liegt 
für empfindliche Kulturen bei 0,15 mg/cbm, für iner-
ten Staub bei einer Sedimentation von 0,5 g/qm/Tag. 
Bei Fluorgasen kann bereits ab 0,015 mg/cbm mit 
Pflanzenschäden gerechnet werden. Mit zunehmen-
der Konzentration solcher Schadstoffe wird nach und 
nach die gesamte Vegetation betroffen. In der 
„Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft" 
(TA-Luft) 2), die die Allgemeinheit vor erheblichen 
Gefahren, Belästigungen und Nachteilen mehr als 
bisher schützen soll, liegen die Grenzwerte jedoch 
höher. Sie sind nicht nach den Schadwirkungen, 
sondern nach volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten 
festgelegt worden. 

2.3.5 Folgerungen 

Die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte wird im 
Ruhrgebiet nach einem Meßprogramm, das nach den 
Grundsätzen der TA-Luft festgesetzt ist, überwacht. 
Dieses Meßprogramm ist jedoch globaler Art und 
kann den Anteil der einzelnen Emittenten nicht er-
fassen. Es wird für erforderlich gehalten, die TA-
Luft neu zu fassen, den Katalog der Grenzwerte 
auch unter Berücksichtigung der Kombination von 
Schadstoffen zu erweitern, die MIK-Werte zu sen-
ken und die Berechnung der Grund- und zukünftigen 
Belastung, auch außerhalb des 3-km-Bereiches, zu 
verbessern. Außerdem sollte erneut geprüft werden, 
ob eine „gesamtschuldnerische Haftung" ähnlich dem 
Wasserrecht und dem Bergrecht, auch für Rauch-
einwirkungen gesetzlich geregelt werden kann. Es 

2) Allgemeine Verwaltungsvorschriften vom 8. September 
1964 auf Grund des Gesetzes zur Änderung der Ge-
werbeordnung und Ergänzung des Bürgerlichen Gesetz-
buches vom 22. Dezember 1959. 

ist anzustreben, die staatlichen Forschungseinrich-
tungen zur Beweisführung mit heranzuziehen. Für 
die Anlage und laufende Berichtigung eines Luft-
katasters sollte Sorge getragen werden. Bei der 
großen Bedeutung der Fernwärmeversorgung und 
der elektrischen Nachtspeicherheizung für die Rein-
haltung der Luft sollte die Verbreitung dieser 
Energieformen gefördert werden. Eine baldige Re-
gelung des Abgasproblems bei Kraftfahrzeugen ist 
unerläßlich. 

Aufgabe der Regional- und Bauleitplanung ist es, 
Flächen, in denen sich die Luft regenerieren kann, 
und Schneisen, durch die sie in die Siedlungen ein-
strömen kann, freizuhalten. Durch die Schaffung sol-
cher Ventilationsbahnen kann auch das Mikro-
Klima in den Verdichtungskernen verbessert wer-
den. 

2.3.6 Auswirkungen auf die Raumordnung 

Die Raumordnungsprogramme und -pläne (gemäß 
§ 5 Abs. 1 ROG) und die regionalen Raumordnungs-
pläne sollten grundsätzlich Landschaftsrahmenpläne 
enthalten, in denen geschützte Landschaftsteile 
(Landschaftsschutzgebiete), Waldflächen und Gehölz-
streifen zum Immissionsschutz und regionale Grün-
züge festgelegt werden. 

Im Rahmen der Bauleitplanung sind die Belange der 
Luftreinhaltung und der Klimaverbesserung beson-
ders zu beachten. Besonders für Erholungs- und 
Wohngebiete ist sicherzustellen, daß Luft und Klima 
nicht beeinträchtigt werden, z. B. durch die Ansied-
lung störender gewerblicher Betriebe. 

2.4 Vegetation 

2.4.1 Bestandsaufnahme 

Rund 7,2 Millionen Hektar oder 29 % der Gesamt-
fläche der Bundesrepublik sind mit Wald bedeckt, 
jedoch mit erheblichen regionalen Unterschieden. 
Noch größer sind die Unterschiede in der Waldver-
teilung, wenn sie auf die Bevölkerung bezogen wird: 
Im Bundesdurchschnitt entfallen je Kopf der Be-
völkerung 1300 qm Wald, im Ruhrgebiet 120 qm, 
im Regierungsbezirk Südbaden 2500 qm. 

Der Wald dient der Produktion des Rohstoffes Holz 
ebenso wie der Erfüllung ökonomischer und sozial-
ökonomischer Aufgaben. Er hilft die natürlichen 
Hilfsquellen Boden, Wasser, Klima, Pflanze und 
Tier sichern und stellt ein naturnahes Erholungs-
potential für die Bevölkerung zur Erhaltung der 
Gesundheit und Leistungskraft dar. 

Die Waldfläche nimmt statistisch betrachtet zu, 
allerdings meist in den ohnehin weitgehend bewal-
deten Berggebieten, während sie vor allem in den 
Verdichtungsräumen und in der Nähe der Städte ab-
nimmt. Dort jedoch werden die Wohlfahrtswirkun-
gen des Waldes am dringendsten benötigt. Verdich-
tungsgebiete, Erholungsgebiete, Wasserschutz- und 
Wassereinzugsgebiete, Gebiete mit höherer Immis-
sionsbelastung, zu Winderosion neigende Stand- 
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orte, Gebirgs- und Hanglagen benötigen aus-
reichende Wald- und Gehölzflächen, deren Größe, 
Verteilung und Aufbau auf die genannten Funktio-
nen oder Belastungen abgestimmt sein müssen. Auch 
Landschaften, die keinen erhöhten Belastungen aus-
gesetzt sind, bedürfen eines gewissen Waldanteils. 
Die Kenntnisse über die Minimalgrößen, die opti-
male Verteilung und den Aufbau von Wäldern für 
diese Funktion sind noch unzureichend. Eingehende 
Untersuchungen sind erforderlich. 

Der Anteil der nicht von Wäldern und Baugebieten 
beanspruchten Flächen beträgt rund 60 % der Ge-
samtfläche des Bundesgebietes. Es wird überwie-
gend landwirtschaftlich genutzt (54 %). Planmäßige 
Bodenverbesserungen begannen zu Anfang des vori-
gen Jahrhunderts. Entwässerung, Ausbau des 
größten Teiles der kleinen Fließgewässer, Schaffung 
eines wirtschaftlichen Wegenetzes, Zusammenlegung 
zersplitterten Besitzes und dadurch hervorgerufener 
Nutzungsartenwandel hatten Ertragssicherungen 
und Ertragserhöhungen zum Ergebnis. Neu ent-
standene Landschaftsschäden hoben jedoch den Er-
folg mancher Kultivierungsmaßnahmen wieder auf. 
Mehr und mehr verarmten die Feldfluren an natür-
lichen und naturnahen Bestandteilen. So wurden im 
Rahmen der Intensivierung der Landwirtschaft un-
zählige Flurgehölze, Terrassen, Weiher und Brüche 
entfernt, ohne den Landschaftshaushalt zu beachten 
und für einen Ausgleich, abgestimmt auf die neuen 
Verhältnisse, zu sorgen. 

Eine Umwandlung der Landschaften, die über das 
Ziel einer mit modernen Methoden zu bewirtschaf-
tenden, aber gleichzeitig gepflegten und nachhaltig 
leistungsfähigen Kulturlandschaft hinausgeht, be-
wirkt Landschaftsschäden: u. a. Verschlechterung des 
Kleinklimas, des Wasserhaushaltes, eine Verarmung 
der Pflanzen und Tierwelt, erhöhte Anfälligkeit der 
Böden gegen Abschwemmung und Verwehung, Zu-
nahme der Schädlingskalamitäten und damit des 
Einsatzes von Bekämpfungsmitteln, vermehrte Frost- 
und Austrocknungsgefahren. Diese Landschaften be

-

sitzen einen geringen Wohn- und Erholungswert. 

2.4.2 Beurteilung 

Die Waldentwicklung in der BRD ist vom raumord-
nungspolitischen Standpunkt aus als ungünstig zu 
beurteilen. Die Waldverluste in den Verdichtungs-
gebieten und in der Nähe von Städten stellen eine 
ernste Gefahr dar. Die Wohlfahrtswirkungen des 
Waldes, vor allem hinsichtlich der Reinhaltung des 
Grundwassers, der Verbesserung des Geländeklimas 
sowie seines Immissionsschutzes, können auch bei 
Berücksichtigung der finanziellen Aufwendungen 
z. B. durch technische Einrichtungen, nicht hin-
reichend ersetzt werden. Für die Erholung der Be-
völkerung kann auf ausreichend große und stadt-
nahe Waldflächen nicht verzichtet werden. 

Ebenfalls muß die weitere Entwicklung von Haus-
halt und Gestalt der Landschaften außerhalb der 
Bau- und Waldgebiete an vielen Orten als ungün-
stig beurteilt werden. Maßnahmen der Flurbereini-
gung und der Wasserwirtschaft sind wesentliche 
Mittel, um notwendige landschaftsökologische und 

-gestalterische Belange in den landwirtschaftlich ge-
nutzten Gebieten verwirklichen zu können. Trotz 
der Bereitstellung erheblicher Beträge in den Bun-
des- und Landeshaushalten, z. B. für die Anlage von 
Schutzpflanzungen, nimmt die Ausräumung der 
landwirtschaftlichen Nutzflächen weiterhin zu. Nur 
für eine geringe Zahl von Flurbereinigungsverfah-
ren werden Landschaftspläne aufgestellt und land-
schaftspflegerische Maßnahmen zur Verbesserung 
der ökologischen Verhältnisse vorgeschlagen. Wird 
ihre Verwirklichung im Zuge des Verfahrens durch 
die Teilnehmergemeinschaft abgelehnt, sind landes

-

pflegerische Maßnahmen auf Jahre hinaus erschwert 
oder unausführbar. 

2.4.3 Beispiele 

Der Stadtwald Frankfurt (Main) mit einer Größe von 
5000 ha muß der Wasserversorgung, der Holz-
produktion und der Erholung dienen. Nach Unter-
suchungen besuchen den Stadtwald wochentags bis 
zu 40 000, am Wochenende etwa 60 000 Personen. 
Zur Sicherung seines Bestandes sind deshalb zusätz-
liche Aufwendungen erforderlich. 

— Im Ruhrgebiet sind durch Immissionen 33 000 ha 
Wald, d. h. 50 % der dortigen Waldfläche, rauch-
geschädigt. - 

— Durch Grundwasserentnahme wurden z. B. im 
Forstamt Bensheim sowie im Hardtwald bei Karls-
ruhe erhebliche Ertragsminderungen und -ausfälle 
in den Altbeständen hervorgerufen. — 

Eine Untersuchung im Naturpark Nassau (520 qkm) 
zeigte, daß 32 % der Feldfluren von Flurgehölzen, 
Terrassen und Rainen ausgeräumt sind. Im Natur-
park Schwalm-Nette (460 qkm) sind es fast 50 % der 
freien Fläche außerhalb des Baugebietes und des 
Waldes. In ausgedehnten Landschaften Norddeutsch-
lands, der Hildesheimer Börde, am Niederrhein, in 
Rheinhessen, in der Vorderpfalz, manchen Mittel-
gebirgen (Hunsrück, Eifel) und in Niederbayern liegt 
dieser Anteil gebietsweise noch höher. 

Die nachteiligen Auswirkungen von Flußkorrektio-
nen auf den Grundwasserstand der Flußauen sind 
u. a. vom Oberrhein zwischen Basel und Breisach, 
aus dem unteren Illertal und von anderen Voralpen-
flüssen bekannt. Sie führten am Oberrhein zum Ab-
sterben der Auewälder, zu Ertragsminderungen und 
Einschränkungen der Holzartenzusammensetzung 
und zwangen die Landwirtschaft, bestimmte Nut-
zungsarten aufzugeben. 

2.4.4 Grenzwerte 

Der Wald ist je nach Standortverhältnissen und Auf-
bau begrenzt nutzbar, etwa durch Holzertrag, Jagd, 
Wasserlieferung und Erholung. Belastungen können 
durch Übernutzung und durch Einflüsse von außen 
wie Immissionen und Müllablagerungen eintreten. 
Das Maß der Belastbarkeit ist nur teilweise be-
kannt. Insbesondere in stadtnahen Waldungen kann 
z. B. der Erholungsverkehr zu Bodenverdichtungen, 
Nachlassen der Wuchsleistungen, Beschädigung oder 
Zerstörung des Jungwuchses, zu Waldbränden und 
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-verunreinigungen sowie zur Beeinträchtigung der 
Forstwirtschaft, der Jagd, vor allem der Wildlage, 
führen. 

Der Mindestbedarf an Flächen für Flurgehölze, 
naturnahe Vegetation, Gewässer, Brücher und Röh-
richte hängt u. a. von den standörtlichen Gegeben-
heiten, der derzeitigen und zukünftigen Nutzung 
und den Ansprüchen der Gesellschaft ab. In länd

-

lichen Gebieten reicht im allgemeinen nach unseren 
heutigen Kenntnissen eine Fläche von 2 bis 5 % der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche für diese natürlichen 
Landschaftsbestandteile aus, in anderen muß sie 
höher liegen. 

2.4.5 Folgerungen 

Um den vielfältigen Ansprüchen sowohl des Eigen-
tümers wie der Allgemeinheit bestmöglich dienen 
zu können, müssen die Wälder entsprechend ihren 
Nutz- und Wohlfahrtsfunktionen erhalten, vermehrt 
und nachhaltig pfleglich und standortgerecht bewirt-
schaftet werden. Nutzungsbeschränkungen und not-
wendige Aufwendungen der Waldbesitzer im In-
teresse der Allgemeinheit für die Wohlfahrtswir-
kungen des Waldes, Waldbeschädigungen, wie 
Waldbrandverhütung und -bekämpfung, Beseitigung 
von Unrat und Abfällen, Beseitigung von Schäden, 
bedürfen eines entsprechenden Ausgleiches durch 
die Allgemeinheit. 

Verschiedene Untersuchungen haben die Bedeutung 
von Feldgehölzen und Flächen mit naturnaher Ve-
getation für Steigerung und Sicherung der Erträge 
sowie für die Gestaltung der Landschaft bestätigt. 
Weitere Untersuchungen, abgestimmt auf die ver-
schiedenen Landschaften, sind notwendig. Bei allen 
agrarstrukturellen Vorhaben (Flurbereinigungen, 
wasserwirtschaftliche Maßnahmen, Aussiedlungen, 
Ausbau der Wirtschaftswege, Entfernung des un-
rentablen Streuobstbaues) müssen in Zukunft die 
landschaftsökonomischen Belange rechtzeitig be-
rücksichtigt werden. Dazu gehört auch die Erhal-
tung noch vorhandener naturnaher Landschafts-
bestandteile. 

Eine gute Grundlage zur Beurteilung der Standorte 
aus vegetationskundlicher Sicht stellt die von der 
Bundesanstalt für Vegetationskunde, Naturschutz 
und Landschaftspflege vor einigen Jahren begon-
nene Kartierung der potentiellen natürlichen Vege-
tation in der Bundesrepublik Deutschland dar. Die 
dazugehörigen Auswertekarten für die Land-, Forst- 
und Wasserwirtschaft und die Landschaftspflege 
geben mit den entsprechenden Hinweisen in Ver-
bindung mit Klima- und Bodenkarten wertvolle Hil-
fen für Landes-, Regional- und Bauleitplanung so-
wie für die raumbeanspruchenden und -beeinflus-
senden Fachplanungen. 

2.4.6 Auswirkungen auf die Raumordnung 

Innerhalb der gesamten Landschaft kommt dem 
Wald auf Grund seines erheblichen Flächenanteils, 
wegen seiner wirtschaftlichen Bedeutung und seiner 
Wohlfahrtswirkungen eine bedeutende raumordne-
rische und landespflegerische Funktion zu. Dem in 

§ 2 Abs. 1 Nr. 5 und 7 ROG verankerten Grundsatz 
der Erhaltung, des Schutzes und der Pflege des 
Waldes ist bei Waldflächen mit landespflegerischer 
Bedeutung (Wälder in Wasserschutzgebieten, ero-
sionsgefährdeten Gebieten, Immissionsschutzgebie-
ten, Erholungsgebieten und in Stadtnähe) gegen-
über konkurrierenden Interessen besondere Beach-
tung einzuräumen. Die landespflegerischen und so-
zialhygienischen Aufgaben des stadtnahen Waldes 
sind um so bedeutender, je größer, vielgestaltiger 
und ortsnaher die Waldungen sind. 

Eine vielgestaltige und biologisch reiche Landschaft 
kann nicht allein durch Schutzmaßnahmen gesichert, 
sondern muß auch durch geplante Landschaftsgestal-
tung angestrebt werden, die eine Anpassung an 
heutige und künftige Nutzungsformen gewährlei-
stet. Ziel ist die nachhaltige Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes und die Steigerung des Wohn- und 
Erholungswertes der Landschaft. 

2.5 Tierwelt 

2.5.1 Bestandsaufnahme und Beispiele 

Die Situation der Tierwelt in unserer Landschaft 
ist geprägt durch eine fortschreitende Verminderung 
des Artennreichtums, der gebietsweise schon zum 
Aussterben von Arten geführt hat. Dazu hat einer-
seits direkte Verfolgung von Tieren geführt, z. B. 
das planlose Töten sogenannter „Raub"tiere und 
-vögel, oder unabsichtliche Ausrottung, wenn z. B. 
die Anwendung von Insektiziden nicht nur den Be-
stand eines Schadinsektes, sondern einer großen 
Zahl anderer Insekten vernichtet. So gingen die 
Wanderfalken in der Bundesrepublik zwischen 1950 
und 1965 von etwa 320 auf 70 Paare zurück; im nie-
dersächsischen Tiefland sind über 30 Schmetter-
lingsarten so gut wie ausgestorben. Andererseits 
wird der Artenreichtum, und zwar in weitaus stär-
kerem Maße, auf indirektem Wege vermindert, in-
dem zahlreichen Tierarten infolge unüberlegter, 
großräumiger Vernichtung oder Umformung von 
Landschaftselementen ihre Vermehrungs-, Nah-
rungs- und Aufenthaltsplätze genommen werden. 
Die Tiere der Hochmoore, Bruchwälder, Sumpfwie-
sen, Waldblößen und vieler stehender und fließen-
der Gewässer sind dadurch in ständiger Abnahme 
begriffen, die auch durch den Schutz der Tiere als 
solcher nicht aufgehalten wird. So genießt der 
Weiße Storch an seinen Brutplätzen den denkbar 
größten Schutz; sein Bestand wird jedoch immer ge-
ringer, weil seine Nahrungsräume, feuchte Wiesen-
niederungen, nicht erhalten werden. 

Große Einbußen rufen auch ungewollte Nebenwir-
kungen der Zivilisation hervor, die nur ungenügend 
kontrollierbar sind, so etwa die Wildverluste durch 
den Straßenverkehr 3). Dieser Artenzahlminderung 
steht eine vielfach unerwünschte und schädliche Zu- 

3) Nach Angaben des Deutschen Jagdschutzverbandes 
werden die Verluste jährlich auf über 40 000 Rehe, 
120 000 Hasen, 1200 Stück Rot- und Damwild geschätzt. 
An den Küsten vernichtet die Ölpest alljährlich Tau-
sende von Wasservögeln. 
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nahme einzelner Arten gegenüber, die wiederum 
durch menschliche Eingriffe in den Landschaftshaus-
halt begünstigt werden. Grundwasserabsenkungen 
weiter Niederungsgebiete schufen beste Vorausset-
zungen für Feldmausplagen oder für die Zunahme 
von Engerlingen, die in den vorher feuchten Böden 
nur in geringer Zahl leben konnten; nunmehr ver-
ursachen sie periodisch Millionenschäden in der 
Landwirtschaft oder entsprechenden Aufwand zur 
Bekämpfung, während gleichzeitig die erwähnte 
übertriebene Vernichtung der „Raub"tiere die na-
türlichen Feinde ausschaltet, denen zudem durch die 
Ausräumung der Landschaften von Hecken und Ge-
büsch noch die Lebensstätten genommen wurden — 
ein Beispiel für das fatale Zusammenwirken von 
ökologisch nicht überlegten Eingriffen. Krähen, 
Stare, Drosseln, Sperlinge, die außerdem durch über-
triebene direkte oder indirekte (z. B. durch Müll-
plätze!) Fütterung und Nistplatzangebote begün-
stigt sind, werden in Gartenbau und Landwirtschaft 
zur Plage; Tauben- und Möwenschwärme in den 
Städten stellen hygienische Gefahren dar. 

Daß die Tierwelt sich dennoch in eine Wirtschafts-
landschaft relativ gut einfügen läßt, beweisen die 
jagdbaren Tiere, die sich dank zielbewußter Hege 
und geregeltem Abschuß in überraschend großer 
Zahl halten; ihr Bestand hat in den letzten 100 Jah-
ren um das 5- bis 10fache zugenommen und ist ein 
Wirtschaftsfaktor geworden (hohe Jagdpachten, 
jährliche Schalenwildstrecken im Wert von 30 bis 
40 Millionen DM). Gebietsweise hat allerdings eine 
„Überhege" zu auf die Dauer untragbaren Schäden 
in Feldern und Waldbeständen geführt. 

Die Fischerei ist durch Verschmutzung und Regu-
lierung der Gewässer gegenüber früher sehr beein-
trächtigt. Durch die zunehmende Sportfischerei wird 
sie andererseits ein wesentlicher Faktor der Erho-
lung. 

2.5.2 Folgerungen 

Nachteilige Verminderungen oder Zunahmen von 
Tieren sind also auf unkoordinierte, in ihrer Trag-
weite nicht erkannte menschliche Eingriffe in die 
Landschaft zurückzuführen. Diese schädigen die 
„Selbstregulierungskraft" des Naturhaushaltes, eine 
der wichtigsten Grundlagen seiner Tragfähigkeit. 
Sie ist in vielfältig gegliederten Landschaften am 
höchsten; so kennt eine reich mit Hecken, Ufer-
gebüschen und Flurgehölzen durchsetzte Landschaft 
keine katastrophalen Schädlingsplagen. Für eine 
solche Landschaftsgliederung, die die Tragfähigkeit 
dauerhaft erhält oder gar steigert, müssen bei allen 
Planungen ausreichende Flächen zur Verfügung ge-
stellt werden. 

2.5.3 Auswirkungen auf die Raumordnung 

Von Bedeutung für die Raumordnung ist, daß die 
Tierwelt gegen großflächige, rasch durchgeführte 
Veränderungen der Landschaft im allgemeinen weit-
aus empfindlicher ist als die Pflanzenwelt. Wäh-
rend z. B. ein Heckensystem, das einer Neuordnung 
weichen muß, durch Neupflanzung verhältnismäßig 

rasch wieder gegründet werden kann, ist die darin 
lebende Tierwelt meist auf Jahre hinaus geschädigt 
und nicht mehr in der Lage, ihre Funktion im Land-
schaftshaushalt zu erfüllen. Die Verzahnung von 
Pflanzen- und Tierwelt in Lebensgemeinschaften ist 
an alte, relativ ungestörte Pflanzenbestände gebun-
den, die zugunsten des Landschaftshaushaltes ent-
weder geschont oder nur langsam verändert werden 
sollten. 

3 	Spezielle Belastungen und Einwirkungen 

3.1 Einwirkung der Bebauung 

3.1.1 Bestandsaufnahme 

Das Ausmaß der Überbauung der Landschaft stei-
gert sich ständig. Die ursprüngliche Bodendecke 
nimmt immer mehr ab, eine weitere Beeinträchti-
gung der natürlichen Lebensgrundlagen ist die Folge. 

Die Ursache dieser Entwicklung liegt im ständig 
steigenden Bevölkerungswachstum und in zuneh-
mend höheren Wohnansprüchen, in der Ausdeh-
nung der Flächen für den fließenden und ruhenden 
Verkehr, für Gewerbe, Industrie und Dienstleistun-
gen, sowie für die Ver- und Entsorgung. 

Neben diese Belastung, die durch das Ausmaß des 
Flächenanspruchs gekennzeichnet ist, tritt die Bela-
stung durch das Bauen am falschen Ort. Hier ist 
unter dem Stichwort „Zersiedelung" das Bauen ohne 
genügenden Zusammenhang als Einzel- oder Split-
terbeauung oder in ungenügender Dichte sowie der 
Verbrauch von land- und forstwirtschaftlichen Nutz-
flächen, von Fluß- und Seeufern und anderen be-
deutsamen Landschaftsteilen gemeint. 

3.1.2 Beurteilung 

Je intensiver ein Siedlungsraum baulich genutzt 
wird, desto wichtiger werden die Grünflächen für 
das physische und das psychische Wohlbefinden der 
Bewohner. Sowohl der absolute Verlust an Vege-
tationsflächen als auch ihr Verlust an Qualität — 
z. B. kein ausreichender Baumwuchs über unterirdi-
schen Garagen und auf Flächen, in denen Leitungen 
keinen Wurzelraum mehr freilassen — ist deutlich 
erkennbar. Außerdem wirkt sich das Fehlen von 
Vegetationsflächen auf den Wasserhaushalt, auf die 
Luftqualität und auf das Klima in den Verdichtungs-
gebieten nachteilig aus. 

Diese Erscheinungen nehmen auch in zersiedelten 
ländlichen Gebieten und im Umland der Verdich-
tungsräume zu, weil insbesondere zumeist Einrich-
tungen für die Abwässer- und Abfallbeseitigung 
fehlen. Land- und forstwirtschaftliche Nutzflächen 
werden dadurch häufig entwertet, so daß notwen-
dige Strukturverbesserungen unterbleiben und diese 
Flächen verwildern. 

Splittersiedlungen und ihrer Zweckbestimmung nach 
nicht in den Außenbereich gehörende Bauwerke, 
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besonders an Fluß- und Seeufern, Waldrändern, 
Aussichtspunkten usw., entziehen der Allgemein-
heit wichtige Landschaftsteile, die sie für die Erho-
lung dringend benötigt. Sie gefährden das Grund-
wasser und stören häufig das Landschaftsbild. 

Die Funktion des Umlandes der Verdichtungsgebiete 
als land- oder forstwirtschaftliche Nutzfläche, als 
Erholungsgebiet, als Standort für Ent- und Versor-
gungseinrichtungen und als Reservegebiete für spä-
tere bauliche Nutzung überlagern sich gegenseitig. 
Die Folge dieser Mehrfachbeanspruchung ist oft 
eine Landschaftsentwertung, weil häufig eine regio-
nalplanerisch eindeutige Zielsetzung fehlt oder nicht 
durchgesetzt werden kann. 

Im ländlichen Raum zeigen sich ähnliche uner-
wünschte Entwicklungen. 

3.1.3 Beispiele 

Typisches Beispiel für eine ihren Landschaftsrah-
men immer mehr ausfüllende Stadt mit intensiver 
Bebauung ist Stuttgart. Durch eine zweckmäßige Ge-
staltung vorhandener Grünflächen im Stadtinnern 
wird angestrebt, auch der mangelhaften Durchlüf-
tung der Kesselstadt abzuhelfen. 

Das Stuttgarter Umland wiederum kann als Beispiel 
für Zielkonflikte bezüglich der künftigen Nutzung, 
z. B. Beanspruchung bester Böden für Industriean-
siedlungen, genannt werden. Die anschließende 
Landschaft muß weitgehend als „zersiedelt" bezeich-
net werden. Ein weiteres Beispiel für die Zersiede-
lung der Landschaft ist die zerstreute Bebauung 
der Südhänge des Taunus im Umland des Verdich-
tungsraumes Rhein-Main. Besonders ausgeprägt 
zeigt sich die Beeinträchtigung einer Erholungsland-
schaft durch Uferbebauung, Verkehrsbänder, Lei-
tungen und zunehmende Industrialisierung in Tei-
len der Bodenseelandschaft. Das gleiche gilt für an-
dere Binnenseen, Flußlandschaften und Meeres-
küsten. 

3.1.4 Grenzwerte 

Die notwendigen Anteile an Grün- und Freiflächen 
je Einwohner können vorläufig noch nicht zuver-
lässig ermittelt werden, da solche Werte von Sied-
lungsgröße und -struktur, den Erholungsqualitäten 
der umliegenden Landschaft, dem Grad der Nutzbar-
keit von öffentlichen Grünflächen und den heutigen, 
vor allem aber von den künftigen Freizeitgewohn-
heiten der Bevölkerung abhängig sind. Die „Unab-
hängige Kommission für die Beurteilung des Auf-
bauplanes 1960 der Freien und Hansestadt Ham-
burg" empfiehlt für Hamburg etwa 30 bis 40 qm je 
Einwohner öffentliche Grünfläche, Sport-, Klein-
garten- und Friedhofsfläche. 

Für Spiel- und Sportflächen können außerdem als 
untere Grenzwerte die Zahlenangaben verwendet 
werden, die die Deutche Olympische Gesellschaft im 
„Goldenen Plan" angibt. 

Im übrigen hat die Konferenz der Gartenamtsleiter 
beim Deutschen Städtetag festgestellt, daß in vielen 
Städten die Ausstattung mit Grünflächen unterhalb 

der Grenze liegt, die einen angemessenen Freizeit-
wert gewährleistet. 

3.1.5 Folgerungen und Auswirkungen 
auf die Raumordnung 

a) Es ist eine angemessene bauliche Verdichtung, 
verbunden mit ausreichenden Grünflächen, im 
Rahmen der Raumordnung zu vollziehen (im 
ländlichen Raum durch Konzentration der bau-
lichen Entwicklung in den zentralen Orten oder 
an den im Rahmen der Landesplanung ausgewie-
senen Standorten), um unzersiedelte Freiräume 
zu sichern. Das setzt u. a. auch eine Änderung 
des derzeitigen Bodenrechts voraus. 

b) Jede Inanspruchnahme von Grund und Boden für 
raumbeanspruchende Maßnahmen muß zunächst 
im Rahmen der Raumordnung und Bauleit-
planung mittels des vorhandenen Instrumenta-
riums geprüft werden (Raumordnungspläne, Bau-
leitpläne). 

c) Eine geordnete Entwi cklung nicht bebauter Ge-
biete setzt eine rechtzeitige Festlegung und Be-
kanntgabe der Ziele der Raumordnung und Lan-
desplanung voraus. Hierbei ist die Belastbarkeit 
der Landschaft durch Landschaftsrahmenpläne zu 
ermitteln und darzustellen. 

d) Die in § 35 BBauG festgelegten Bestimmungen 
zur baulichen Ordnung im Außenbereich haben 
sich im Grundsatz bewährt und sollten daher 
nicht geändert werden. 

3.2 Einwirkungen durch Erholungswesen 

3.2.1 Bestandsaufnahme 

In hochentwickelten Industriegesellschaften, in 
denen die Lebensweise und Umwelt der Menschen 
mehr und mehr technisch bestimmt sind, gewinnt die 
Erholung als Ausgleich gegenüber einseitiger Bela-
stung immer größere Bedeutung. Das zeigt sich nicht 
nur an der sprunghaften Entwicklung der Ferien- 
und Urlaubsreisen 4), sondern vor allem auch in der 
Entwicklung des Naherholungsverkehrs. Von der 
arbeitsfreien Zeit des Jahres stehen den Menschen 
in der Bundesrepublik allein 70 % zur täglichen 
Erholung in Wohnungsnähe und 20 % für die Erho-
lung am Wochenende zur Verfügung. Nach Um-
fragen in den Großstädten Bremen, Duisburg, Ham-
burg und Hannover unternehmen z. Z. 25 bis 30 % 
der Bevölkerung an den Wochenenden einen Aus-
flug vorwiegend mit dem Pkw in die Umgebung. Je 
nach Qualität der Landschaft und der Verkehrser-
schließung beträgt die Breite der Naherholungszone 
im Ausstrahlungsbereich der Verdichtungsgebiete 30 
bis 100 km. Die bevorzugt aufgesuchten Gebiete 
zeichnen sich dabei neben einer günstigen Ver-
kehrslage, innerer Erschließung und speziellen Er-
holungseinrichtungen vor allem durch ihre beson- 

4) Zunahme der jährlichen Urlaubs- und Erholungsreisen 
in der BRD von 1962 15 Millionen auf 1966 20,1 Mil-
lionen um rd. 1/s. 
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dere landschaftli che Attraktivität aus. Sie ist um 
so größer, je mehr Relief, Wald, Wasser, Wiesen 
und Äcker in vielfältigem Wechsel den Charakter 
der Landschaft bestimmen. 

Auf Grund des Erholungsbedürfnisses der Bevölke-
rung und der zum großen Teil ungesteuert ablaufen-
den Entwicklung in den Erholungsgebieten kommt 
es jedoch an vielen Stellen zu einer übermäßigen 
Konzentration der Erholungssuchenden und zur 
Überlagerung mit bestehenden Nutzungen, die viel-
fach zu einer Überlastung des Naturhaushaltes füh-
ren. Sie verursachen Störungen im Wirkungsgefüge, 
Beeinträchtigungen im Landschaftsbild und gefähr-
den damit die landschaftlichen Gegebenheiten, die 
als wesentliche Voraussetzungen der Erholungs-
eignung eines Gebietes gelten. 

3.2.2 Beurteilung 

Das Erholungsbedürfnis unserer Bevölkerung wird 
im Zuge der wirtschaftlich-gesellschaftlichen Ent-
wicklung weiter anwachsen. Das bedeutet, daß die 
arbeitsfreie Zeit, die gegenwärtig etwa 35 % des 
Jahres beträgt und ihre Ausnutzung für die Erho-
lung ebenfalls zunehmen werden. Besonders, wenn 
der gegenwärtige Motorisierungsgrad von 5 Ein-
wohnern je Pkw bis 1980 auf 3 E/Pkw steigen wird. 
Z. Z. unternimmt rd. ein Drittel der Bevölkerung 
Wochenendausflüge und ein Drittel leistet sich eine 
jährliche Urlaubsreise. Es ist anzunehmen, daß auf 
Grund erkennbarer Tendenzen die Nutzung und die 
Beanspruchung der Lands chaft durch die Erholungs-
suchenden weiter zunehmen werden. Daraus wird 
deutlich, daß die Planung zur Pflege, Erhaltung und 
Entwicklung des natürlichen Landschaftspotentials 
in Erholungsgebieten eine Frage von volkswirt-
schaftlicher Bedeutung ist. 

3.2.3 Beispiele 

Nach Angaben des Internationalen Bodensee-Ver-
kehrs-Vereins hat sich der Fremden- und Erholungs-
verkehr am Bodensee von 1950 bis 1960 verdoppelt. 
Die Zahl der Übernachtungen einschließlich der auf 
51 Campingplätzen betrug 1960 rd. 4,8 Millionen. 
Die künftige Belastung dieser Lands chaft ist auch 
daraus erkennbar, daß für das Jahr 1970 auf der 
B 31 zwischen Meersburg und Friedrichshafen mit 
einem Spitzenverkehr von 50 000 Kfz/24 Std. zu 
rechnen ist. Die Zahl von 2550 Motorbooten be-
lastet den Seehaushalt in einem Sommerhalbjahr 
mit etwa 10 t Mineralölrückständen, 50 kg Blei und 
60 kg Phenolen. 

Auf der 9400 ha großen Insel Sylt wurden 1966 rd. 
3,2 Millionen Übernachtungen registriert. Es wird 
geschätzt, daß sich diese bis 1985 verdoppeln wer-
den. Das hat für die schon heute gefährdeten emp-
findlichen Strand- und Dünenstandorte umfangreiche 
Ordnungsmaßnahmen zur Voraussetzung. 

In dem stark besuchten Wintersportgebiet um den 
Kahlen Asten im Sauerland wurde bei Einzelzäh-
lungen eine Steigerung der Wochenendbesucher-
zahlen von 1962 bis 1966 um 20 % auf rd. 35 000 
und eine Zunahme der Pkw-Zahlen um 50 % fest

-

gestellt. Danach ist für 1970 ein zusätzlicher Park-
raumbedarf für 8000 Pkw zu erwarten. 

Der Naturpark Harburger Berge mit 3800 ha Größe 
wird jährlich von etwa 4 Millionen Menschen, das 
20 000 ha umfassende Naturschutzgebiet Lüneburger 
Heide von rd. 3,4 Millionen besucht. Ähnliche Be-
sucherkonzentrationen sind an bayerischen Seen, 
den Ruhrtalsperren, am Dümmer und am Steinhuder 
Meer, am Benther Berg bei Hannover und an vielen 
anderen Orten festzustellen. Verunstaltungen durch 
Abfälle, Zerstörung der Pflanzendecke, Bodenwun-
den und Gewässerverunreinigungen sind die haupt-
sächlichen Landschaftsschäden, die die Substanz der 
Erholunggebiete beeinträchtigen. Die Ordnung und 
Lenkung der starken Beanspruchung besteht vor 
allem in der richtigen Zuordnung der verschiedenen 
Ansprüche und Funktionen, wie das z. T. im Frank-
furter Stadtwald, im stadtnahen Naturpark Münden, 
im Naturschutzpark Lüneburger Heide und im Nie-
derländischen Nationalpark Kennemerduinen ge-
regelt ist. 

3.2.4 Grenzwerte 

Schwellenwerte und Richtgrößen im Bereich der Er-
holung über die Eignung der natürlichen Standorte, 
die Belastbarkeit des Naturhaushaltes und die An-
sprüche der Erholungssuchenden liegen entweder 
noch nicht oder nur in nicht repräsentativer Form 
vor. Der Flächenbedarf ist je nach Art des Erho-
lungsgebietes und der unterschiedlichen Ausnut-
zung (z. B. Wandern, Baden, Zelten) sehr verschie-
den. 

Bei der Bewertung der Erholungseignung nach der 
Ausstattung mit natürlichen Landschaftselementen 
zeichnet sich ab, daß größere Erholungsgebiete 
durch extensive Nutzungsarten, unrentabel zu be-
wirtschaftende Landschaftsteile in vielfältigem 
Wechsel sowie durch einen Waldanteil von minde-
stens 20 bis 25 010 und höchstens 80 % gekennzeich-
net sind. 

3.2.5 Folgerungen 

Die angedeuteten Probleme haben sich besonders 
dadurch verschärft, daß die Erholung und das ge-
samte Freizeitverhalten sich erst innerhalb des ver-
gangenen Jahrzehnts in diesem Maße als raumbean-
spruchende Funktion der modernen Gesellschaft ent-
wickelt haben und zu wenig beachtet wurden. Das 
Problem der Überlastung und Gefährdung des Na-
turhaushaltes durch die Ansprüche der Erholungs-
suchenden muß durch Maßnahmen in den verschie-
denen Bereichen gelöst werden. Dazu sind notwen-
dig: 

a) die Erarbeitung von Grundlagen 

— Daten über die Eignung natürlicher Standorte 
für die Erholung und die Belastbarkeit ihres 
Naturhaushaltes durch die verschiedenen Erho-
lungsformen. 

— Systematische, regional differenzierte Aufberei-
tung medizinisch-therapeutischer Werte über die 
erholungswirksamen Einflüsse der Landschafts- 
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— Angaben aus dem sozialwissenschaftlichen Be-
reich über die Ansprüche der Bevölkerung an 
die Ausstattung der Erholungsgebiete und den 
Flächenbedarf. 

— Daten über Kosten und Nutzen von Erholungs-
einrichtungen, -flächen und -gebieten, wie sie 
z. T. in den angelsächsischen Ländern bereits 
Verwendung finden. 

b) Neuordnung der Trägerschaft 

Für die Planung, Durchführung und Finanzierung 
der Maßnahmen im Bereich des Erholungswesens 
wird es notwendig sein, spezielle Träger für ein-
zelne Projekte — etwa Errichtung von Ferien- und 
Wochenendhäusern — oder ganze Erholungsgebiete 
zu schaffen bzw. diesen Aufgaben anzupassen. Da-
bei sind die Verwaltungsbehörden, die Land-, Forst- 
und Wasserwirtschaft, die verschiedenen Inter-
essenten (wie z. B. Großstädte, Fremdenverkehrsver-
bände, Sozialversicherungsträger u. a.) und die für 
Pflege, Gestaltung und Schutz der Landschaft zu-
ständigen Stellen zu berücksichtigen. 

3.2.6 Auswirkungen auf die Raumordnung 

In der Raumordnung, Landes- und Regional- sowie 
der Bauleitplanung sind die Belange der Erholung 
durch Abstimmung der Erholungsansprüche mit dem 
natürlichen Potential der Landschaft und den beste-
henden Nutzungen zu berücksichtigen. 

Für die vielseitige Inanspruchnahme der Landschaft 
durch Bundes- und Landesbehörden ist mittels Pla-
nung und Einrichtung von Naturparken und Erho-
lungsgebieten Ausgleich zu schaffen. Diese sollten 
in die Maßnahmen zur regionalen Wirtschaftsförde-
rung als Gemeinschaftsaufgabe von Bund und Lin-
dern einbezogen werden. 

Über lokale und regionale Einzellösungen hinaus ist 
eine umfassende Freiraumkonzeption auf Bundes-
ebene erforderlich, die von dem Bedarf an Erho-
lungsmöglichkeiten und der räumlichen Eignung aus-
geht. Dabei sind auch die notwendigen Maßnahmen 
zur Sicherung des natürlichen Erholungspotentials 
und die zu erwartenden Investitionen für Ausbau 
und Entwicklung festzulegen. Das bedeutet schließ-
lich eine Funktionsbestimmung für die verschiede-
nen Räume und eine Abstimmung vor allem der 
Interessen der Land-, Forst- und Wasserwirtschaft 
und des Verkehrs mit denen des Erholungswesens. 

3.3 Einwirkungen des Bergbaues 

3.3.1 Bestandsaufnahme 

In weiten Bereichen des Bundesgebietes sind land-
und forstwirtschaftlich genutzte Flächen durch den 
Bergbau (hierunter wird Untertagebau, Tagebau 
und Kleintagebau verstanden) umgestaltet und be-
einflußt worden. Die vielfachen Eingriffe des Berg-
baues bewirken in vielen Fällen auch weitgreifende 
Störungen des Haushaltes und des Erscheinungs-
bildes der Landschaft. Das gilt insbesondere auch für 

den Braunkohlentagebau und den Abbau von Mine-
ralien, Steinen und Erden, wenn auch in regional 
unterschiedlichem Ausmaß. 

Beim untertägigen Steinkohlenbergbau treten durch 
Bodenbewegungen an der Tagesoberfläche Zerrun-
gen und Pressungen, Wasserentzug, Verringerung 
des Grundwasser-Flurabstandes und stauende Nässe 
auf, wenn gleichzeitig in diesen Senkungsgebieten 
die natürliche Vorflut behindert wird oder ganz aus-
fällt. 

Massierte Betriebskomplexe mit Kokereien und 
Kraftwerken stören das Landschaftsbild. Im Gebiet 
des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk sind über 
200 Abraumhalden aufgefahren worden. Ähnliche 
Verhältnisse sind im Saarland, Aachener Revier und 
in anderen Gebieten aufgetreten. Diese Halden las-
sen sich vielfach wegen der Zusammensetzung des 
Materials und der meist steilen Böschungen nicht 
eingrünen und in die Umgebung einfügen, neigen 
häufig wegen noch vorhandener Kohlenreste zur 
Selbstentzündung und haben dann zusätzliche Rauch-
einwirkungen zur Folge. Aus wirtschaftlichen Grün-
den geht der Bergbau vermehrt dazu über, die Koh-
len zu gewinnen, ohne anschließend die entstande-
nen Hohlräume mit Bergeversatz zu verfüllen (Bruch-
bau). Dadurch wird der Besatz mit Halden vermehrt. 
Weite Bereiche großer Senkungsgebiete, die sog. 
Poldergebiete, erfordern eine ständige künstliche 
Entwässerung. Die Bodenfruchtbarkeit wird durch 
Überstauung und Vernässung vermindert. Auch 
führt die künstliche Entwässerung von Senkungs-
gebieten und Tagebau häufig zu Grundwasserentzug 
auf anderen Flächen. Für den Kies- und Sandabbau 
werden im Bundesgebiet jährlich schätzungsweise 
2700 ha benötigt. Die für diese Zwecke in Anspruch 
genommene und bislang nicht rekultivierte Fläche 
wird auf rd. 30 000 ha geschätzt. Die Kalk- und 
Dolomit-Rohsteinerzeugung wurde z. B. von 30,9 Mil-
lionen t im Jahre 1955 auf 52,7 Millionen t im Jahre 
1965 gesteigert. 

3.3.2 Beurteilung 

Bei länger andauernden Bergbaueinwirkungen in 
Form von Vernässung ist sowohl eine ordnungsge-
mäße land- und forstwirtschaftliche Nutzung als 
auch eine Inanspruchnahme als Erholungsfläche er-
heblich eingeschränkt. Solche Flächen sind bereits 
in großer Zahl vorhanden; Brachflächen sind vielfach 
die unmittelbare Folge. 

Trotz vorhandener gesetzlicher Grundlagen sind die 
notwendigen Maßnahmen der Rekultivierung und 
Landschaftsgestaltung infolge mangelnden Vollzugs 
oft nicht zum Tragen gekommen. 

3.3.3 Grenzwerte 

Die Schädigung der Bodennutzung tritt ein, wenn 
der Flurabstand des Grundwassers bei Grünland 
auf weniger als 20 cm ansteigt und bei Ackerland 
auf weniger als auf 80 cm. Eine Absenkung (etwa 
unterhalb 2 m Flurabstand) kann je nach Boden- und 
Pflanzenart ebenfalls nachteilige Wirkungen hervor-
rufen. Bei Waldbeständen wirken sich Grundwasser-
schwankungen im allgemeinen nachteilig aus. 
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3.3.4 Beispiele 

Allein in Nordrhein-Westfalen werden durch berg-
bauliche Eingriffe etwa 100 000 bis 120 000 ha land-
wirtschaftliche Nutzfläche betroffen. Der größte Teil 
dieser Fläche befindet sich im Ruhrgebiet, dessen 
Gesamtareal trotz der Verdichtung immer noch mit 
über 50 % als land- und forstwirtschaftliche oder als 
Grünfläche genutzt wird. Im Bereich der Emscher-
niederung müssen bereits mehr als 160 qkm, das sind 
rd. 20 % des gesamten Niederschlagsgebietes der 
Emscher, künstlich entwässert werden. 

3.3.5 Folgerungen und Auswirkungen 
auf die Raumordnung 

a) Wenn es nicht möglich sein sollte, generell den 
Kleintagebau den berggesetzlichen Vorschriften 
zu unterstellen, so ist in jedem Fall ein Geneh-
migungsverfahren erforderlich, in dem Auflagen 
zur Rekultivierung erteilt und deren Ausfüh-
rung finanziell gesichert werden. Der Abbau-
betrieb muß auf die spätere Rekultivierung Rück-
sicht nehmen. 

b) Grundsätzlich sollen Landschaftspläne Bestand-
teile der Betriebspläne des Bergbaues werden, 
um die Wiederherstellung geordneter Oberflä-
chennutzung und Gestaltung durch geeignete 
Maßnahmen und ausreichende finanzielle Rück-
stellungen zu gewährleisten. 

c) Bergwerksbetriebe dürfen erst nach den in die-
sen Landschaftsplänen festgesetzten Maßnahmen 
aus der Bergaufsicht entlassen werden. 

d) Es ist notwendig, für alle potentiellen Abbau-
gebiete rechtzeitig großflächige landespflege-
rische Konzeptionen zu erarbeiten. Dabei sind die 
Belastungsgrenzen der Landschaft aufzuzeigen 
und geeignete Maßnahmen zum geordneten Ab-
bau und zur Rekultivierung vorzuschlagen. Diese 
Konzeptionen sollen bei raumordnungspoliti-
schen Entscheidungen berücksichtigt werden. 

e) Bei allen Betriebsplanverfahren auf Grund gel-
tender Berggesetze sollen die Dienststellen der 
Landschaftspflege und die land- und forstwirt-
schaftlichen Behörden rechtzeitig beteiligt wer-
den. 

3.4 Belastung durch Lärm 

3.4.1 Bestandsaufnahme 

Eine Umweltbelastung von ständig steigendem Aus-
maß ist der Lärm. Seinen Einflüssen, die Wohlbefin-
den, Gesundheit und Leistungsfähigkeit der Men-
schen beeinträchtigen, vermögen sich die Betroffenen 
kaum wirksam zu entziehen. Mit weiterer Techni-
sierung vieler Lebensbereiche, mit dem zunehmenden 
Verkehr auf den Straßen und besonders in der Luft, 
mit Ausdehnung und Verlagerung der gewerblichen 
Industrie bleiben diese Hauptlärmquellen keines-
wegs auf die Verdichtungsräume beschränkt, son-
dern dehnen sich immer stärker auf die ländlichen 
Räume aus und mindern damit auch deren Funktion 

für das Arbeiten, Wohnen und Erholen der Bevöl-
kerung. 

Lärm wird durch die Lästigkeit der auftretenden Ge-
räusche bestimmt, neben der Lautstärke vor allem 
durch Tonhöhe und Einwirkungsdauer, er ist also ein 
subjektiver Begriff. Die physikalische Meßgröße 
Dezibel (dB) wird deshalb auf frequenzabhängige 
Lautstärkeempfindung — dem menschlichen Ohr

-

empfinden angenähert — umgerechnet = dB (A). 
Zahlenmäßig entspricht diese Schallpegelgröße prak-
tisch dem bisher üblichen DIN-Phon. Beide sind lo-
garithmische Maße, eine Zunahme um 10 dB (A) 
kommt einer Verdoppelung der Lautstärkewahr-
nehmung gleich: lag der durchschnittliche Straßen-
lärm einer Großstadt um die Jahrundertwende bei 
50 dB (A) (= Lautstärke üblicher Unterhaltungs-
sprache), so hatte er sich bis zum letzten Weltkrieg 
auf 70 dB (A) vervierfacht und sich inzwischen aber-
mals auf 80 bis 85 dB (A) verdoppelt. 

3.4.2 Beurteilung 

Folgende Grade der Lärmeinwirkung auf den Men-
schen werden unterschieden (Max-Planck-Institut für 
Arbeitsphysiologie, Dortmund, 1960) : 

Lärmstufe I 	Belästigung 

30-60 DIN-Phon 	— psychische Wirkung 

Lärmstufe II 	Gefährdung der Gesundheit 

60-90 DIN-Phon 	— psychische und vegetative 
Wirkungen 

Lärmstufe III 	Schädigung der Gesundheit 

90-120 DIN-Phon 	— psychische, vegetative und 
otologische Wirkungen 

über 120 DIN-Phon 	treten unmittelbar schmerz

-

hafte und bleibende Schäden 
auf 

Eine Gewöhnung an Lärm gibt es in medizinischem 
Sinne nicht. 

3.4.3 Beispiele und Grenzwerte 

Wie hoch der Schallpegel häufig auftretender Geräu-
sche im Vergleich zu den Lärmstufen liegt, zeigen 
folgende Beispiele: 

übliche Unterhaltung 
50 DIN-Phon 

Büro in Hauptstraße, bei geschlossenen Fenstern 
eindringender Lärm 

55 bis 75 DIN-Phon 

Personenkraftwagen 
80 bis 90 DIN-Phon 

Baustelle mit Preßlufthammer 
85 bis 95 DIN-Phon 

Flughäfen: 

Zone 1 (mit 3,9 Millionen Einwohnern) 
über 70 DIN-Phon 

Zone 2 (mit 22 Millionen Einwohnern) 
über 90 DIN-Phon 
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Zone 3 (mit 56 000 Einwohnern) 
über 110 DIN-Phon 

Umfragen des Emnid-Institutes ergaben 1960 Lärm-
belästigung bei 40 % aller Bundesbürger, Haupt-
ursache war der Straßenlärm, dicht gefolgt vom 
Fluglärm, danach Industrielärm, Baulärm usw. 

Nach den „Medizinischen Leitsätzen zur Lärm-
bekämpfung" des Deutschen Arbeitsringes für Lärm-
bekämpfung (DAL) sollten für bestimmte Lebens- 
und Arbeitsbereiche des Menschen folgende Laut-
stärken nicht überschritten werden, z. B.: 

in Schlafräumen bei geöffnetem Fenster 
25 bis 30 DIN-Phon 

in Krankenzimmern und Ruheräumen 
30 bis 40 DIN-Phon 

bei Arbeiten mit dauernder hoher geistiger Kon-
zentration 

25 bis 45 DIN-Phon 

bei Arbeiten mit mittlerer Konzentration 
50 bis 60 DIN-Phon 

bei Lärmbetrieben nicht mehr als 
90 DIN-Phon 

in Wohnräumen tagsüber 
45 DIN-Phon 

in Erholungsgebieten 
30 bis 50 DIN-Phon 

Die VDI-Richtlinie 2058 5) über „Beurteilung und 
Abwehr von Arbeitslärm", die für die Beurteilung 
von Lärmbeschwerden als Maßstab verwendet war, 
gibt als Schallpegel-Grenze an: 

in Industriegebieten 
tagsüber 65 DIN-Phon 
nachtsüber 50 DIN-Phon 

in Gebieten, die vorwiegend Wohnzwecken dienen 
tagsüber 60 DIN-Phon 
nachts 45 DIN-Phon 

in reinen Wohngebieten 
tagsüber 50 DIN-Phon 
nachts 35 DIN-Phon 

3.4.2 Folgerungen und Auswirkungen 
für die Raumordnung 

Über die psychischen und organischen Folgen beim 
Menschen hinaus ist durch Untersuchungen erwie-
sen, daß der Lärm Aufmerksamkeit, Konzentration 
und Leistung bedeutend absenkt, Unfallgefahr ver-
stärkt und z. T. Unfallursache ist. Lärmeinwirkung 
beeinträchtigt ganz besonders Kleinkinder sowie 
alte und kranke Menschen und mindert allgemein 
die Erholungswirkung von sonst dafür geeigneten 
Gebieten. 

Vordringlich für die Gesunderhaltung der Bevölke

-

rung in Zukunft ist, Lärm an seinen Entstehungs- 

5) Diese Werte sind in differenzierter Form der Tech-
nischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm" zugrunde 
gelegt, die kurz vor der Verabschiedung steht und für 
den Bereich genehmigungspflichtiger gewerblicher An-
lagen gelten wird. 

quellen zu verhindern oder in erträglichen Gren-
zen zu halten, wie dies z. B. durch das Bundesgesetz 
zum Schutz gegen Baulärm vom 9. September 1965 
für einen speziellen Bereich geregelt ist. Abwehr-
maßnahmen zum „Schutz der Allgemeinheit vor 
Lärmbelästigungen" (§ 2 Abs. 1 Nr. 7 ROG) müssen 
vor allem in der Berücksichtigung von Lärmeinwir-
kungen bei Landes-, Regional- und Bauleitplanung 
durch das Ordnen von lärmerzeugenden und lärm-
empfindlichen Flächennutzungen getroffen werden. 
Für die entsprechende Kombination bzw. Beschrän-
kung städtebaulicher Nutzungsarten fehlen noch 
ausreichend bindende Festsetzungen. Zum Schall-
schutz können die funktionsgerechte Anordnung 
von Grünflächen und Schutzpflanzungen sowie die 
Stellung und Bauweise der Gebäude beitragen. Bei 
der Verkehrsplanung sollten Hauptverkehrswege so 
trassiert werden, daß Wohngebiete möglichst nicht 
beeinträchtigt sind. Eine Lärmminderung läßt sich 
außerdem durch das Tieferlegen der Verkehrswege, 
duck Schutzwälle oder durch das Pflanzen gestaffel-
ter Gehölzriegel erreichen. Versuche haben er-
geben, daß durch geeignete Schutzpflanzungen eine 
Lärmminderung bis zu 10 DIN-Phon möglich ist, 
was einer Halbierung der Lärmbelästigung gleich-
käme, und das besonders im störendsten hohen 
Frequenzbereich. 

Für die Raumordnung bedeutsam ist überdies die 
Zunahme des Fluglärms, nicht nur in der Umgebung 
von Flugplätzen, sondern durch den von Überschall-
Verkehrsflugzeugen hervorgerufenen Lärmteppich. 
Eine Vorsorge vor unzumutbaren Lärmbelästigun-
gen bei der in den Beratungen befindlichen Geset-
zesinitiative zum Schutz gegen Fluglärm (Drucksache 
V/355 und V/356 [neu]) ist erforderlich. 

Schließlich ist auch für die Ausgestaltung von Er-
holungsgebieten (§ 2 Abs. 1 Nr. 7 ROG) bedeutsam, 
daß ihre natürliche Erholungseignung durch ent-
sprechend geplante Erschließung keine Minderun-
gen durch Lärm des Besucherverkehrs und der Kon-
zentrationspunkte des Erholungsbetriebes erfährt. 

3.5 Belastung durch Abfall 

3.5.1 Bestandsaufnahme 

Als Hauptarten des Abfalls, dessen einwandfreie 
und wirtschaftliche Beseitigung problematisch ist, 
sind in erster Linie Hausmüll, Industriemüll und 
Klärschlamm aus Abwasserkläranlagen zu nennen. 
Hinzu treten Altöle, Ölschlämme und Altautos. 
Der Abfall betrug im Jahre 1966: 

Industriemüll 	etwa 15 Mill cbm 
Hausmüll 	 4Q Mill cbm = 16 Mill t 
Klärschlamm 	13 Mill cbm = 13 Mill t 

Der jährliche Anfall an Hausmüll beträgt in Groß-
städten mit über 1 Mill Einwohnern rd. 0,93 cbm/E, 
während er sich in Städten mit 10 000 bis 20 000 
Einwohnern nur auf rd. 0,58 cbm/E beläuft. Der 
jährliche Anfall von Klärschlamm kann im Durch-
schnitt auf 0,75 cbm/E angesetzt werden. Es kann 
davon ausgegangen werden, daß in den näch- 
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sten Jahren der Hausmüll jährlich um etwa 5 bis 
7 % zunehmen wird. 

Von dem anfallenden Hausmüll — 16 Millionen t — 
werden z. Z. etwa 14,43 Millionen t abgelagert und 
nur etwa 1,38 Millionen t verbrannt sowie etwa 
0,19 Millionen t kompostiert. 

Das bedeutet, daß der weitaus größte Teil des an-
fallenden Mülls, also über 90 %, abgelagert wird. 

3.5.2 Beurteilung 

Der überaus starke Anfall von Müll und Klär-
schlamm bringt für die Gemeinden eine Reihe von 
schwierigen Problemen mit sich. Die Verbrennungs-
anlagen, vornehmlich in Großstädten, zunehmend 
aber auch in Mittelstädten ausgebaut, sind kosten-
aufwendig und mit nachteiligen Emissionen ver-
bunden. Sie weisen noch immer einen Ascherück-
stand von 20 bis 30 % des anfallenden Volumens 
auf. Den Gemeinden mit Kompostanlagen bereitet 
der Anfall nichtkompostfähigen Materials Sorge, 
wie auch der Absatz des fertigen Komposts von der 
Qualität und dem Bedarf abhängt; hier liegen unter-
schiedliche Erfahrungen vor. Auch die Ablagerung 
von Abfall, noch immer die verbreitetste Art der 
Abfallbeseitigung, bringt für die Gemeinden aller 
Größenordnungen Schwierigkeiten mit sich. Für die 
Großstädte ist es nicht nur ein Transportproblem, 
sondern auch der Mangel an geeigneten Flächen 
erschwert diese Aufgabe. Für die Gemeinden im 
ländlichen Raum ist es oft nicht möglich, die Ab-
lagerung laufend zu beaufsichtigen. In zunehmen-
dem Maße wird der Abfall im ländlichen Raum im 
Wald, in Gruben, Tümpeln und am Rand von Sied-
lungen ungeordnet und unkontrolliert abgelagert; 
hierdurch wird nicht nur die Landschaft beeinträch-
tigt, sondern auch das Grund- und Oberflächenwas-
ser gefährdet. 

Die „geordnete Deponie" ist die einzige Möglichkeit, 
den Abfall ohne Gefahren und Nachteile abzulagern. 
Sie muß „schadlos für Wasservorkommen und mit 
nicht mehr als nach den jeweils örtlichen Umstän-
den vertretbaren Belästigungen" verbunden sein. 
Das setzt voraus, daß die Abfälle gleich nach der 
Anlieferung schichtenweise einplaniert, durch Be-
fahren mit Fahrzeugen verdichtet und die frisch 
geschütteten Abfälle mit Erde abgedeckt werden. 
Bei einer strengen Anwendung dieser Maßstäbe 
können in der Bundesrepublik Deutschland nur 
etwa 5 bis 10 0/o der Abfall-Lagerplätze als „geord-
nete Deponien" bezeichnet werden. 

Es muß als ein erfreulicher Fortschritt erachtet wer-
den, daß auf Grund eines Abkommens von Bund 
und Ländern im Jahre 1965 eine „Zentralstelle für 
Abfallbeseitigung" gegründet worden ist, die dem 
Institut für Wasser-, Boden- und Lufthygiene beim 
Bundesgesundlheitsamt in Berlin angegliedert ist. 

3.5.3 Beispiel 

Daß es mögich ist, auch unter schwierigen Verhält

-

nissen inmitten einer Großstadt Müll geordnet ab

-

zulagern, zeigt das Beispiel am Ruhrschnellweg in 

Bochum, wo nur etwa 25 m von einem Krankenhaus 
entfernt eine geordnete Deponie angelegt worden 
ist, ohne die Nachbarschaft zu belästigen. 

3.5.4 Grenzwerte 

Für den wirtschaftlichen Betrieb einer Verbren-
nungsanlage ist ein Einzugsgebiet von mindestens 
100 000 Einwohnern erforderlich, weil sonst die An-
lage nicht ausgelastet und daher unrentabel ist. 

Kleine Gemeinden sind nicht in der Lage, das Müll-
problem selbständig zu lösen. Es ist deshalb erfor-
derlich, den dort anfallenden Müll auf überregio-
nalen Abfallplätzen abzulagern. Der ständige Ein-
satz einer Planierraupe, der unerläßlich ist, ist erst 
ab 15 000 Einwohnern wirtschaftlich vertretbar. 

Um zu vermeiden, daß das Grundwasser durch ab-
gelagerten Müll verunreinigt wird, ist zwischen Müll 
und Grundwasser eine mindestens 1 m dicke wasser-
undurchlässige Schicht erforderlich. 

3.5.5 Folgerungen 

Von entscheidender Bedeutung sind 

a) die richtige Wahl geeigneter Standorte für Ab-
fallplätze, 

b) die geordnete und kontrollierte Anlage von Ab-
falldeponien, 

c) die sachgemäße Verwendung von qualitativ ein-
wandfreiem Müll-Klärschlamm-Kompost, 

d) sachgemäße Ablagerung besonders gefährdender 
Stoffe wie Altöle, Chemikalien oder radioaktive 
Abfälle. 

Die von der Zentralstelle für Abfallbeseitigung z. Z. 
vorbereiteten Merkblätter, so auch die über die 
Wahl geeigneter Standorte und über die „Nutzung 
und Gestaltung von Abfallplätzen", sollten bald-
möglichst vorgelegt und in den Ländern zu verbind-
lichen Richtlinien erklärt werden. In den Verdich-
tungsgebieten sollten Abfalldeponien möglichst so 
geplant werden, daß sie später für Zwecke der Nah-
erholung gestaltet und eingerichtet werden können. 
Soweit Müll kompostiert werden kann, soll dies 
möglichst zusammen mit Klärschlamm geschehen, 
weil Kompost aus Müll und Klärschlamm für die 
Verwendung im Landbau besser geeignet ist, und 
damit auch der in großen Mengen anfallende Klär-
schlamm nutzbringend verwendet wird. 

3.5.6 Auswirkungen far die Raumordnung 

Die Auswahl von Flächen für die übergemeindliche 
Ablagerung von Abfall ist bereits in der Regional-
planung zu berücksichtigen. Auch für die Beseiti-
gung von Altautos müssen überregionale Lösungen 
angeboten werden. 

Abfallflächen von größerem Ausmaß sollen grund-
sätzlich nach einem Landschaftsplan angelegt und 
gestaltet werden. 
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4 	Zusammenwirken der Lebensgrundlagen 
im Raum 

Die derzeitige Belastung des Naturhaushaltes von 
Landschaftsräumen der Bundesrepublik Deutschland 
erfordert den Ausgleich zwischen der qualitativ und 
quantitativ begrenzten, lokal und regional sehr un-
terschiedlichen natürlichen Leistungsfähigkeit (Na-
turpotential) der Landschaften und dem nach Um-
fang und Art wechselnden, insgesamt wachsenden 
Bedarf der Gesellschaft. Dieser Ausgleich muß in 
erster Linie in einer räumlichen Ordnung der Be-
ziehungen zwischen Gesellschaft und Landschaft 
unter Berücksichtigung der Belastbarkeit ihres Na-
turhaushaltes bestehen, in einer Beschränkung man-
cher Nutzungen, in Maßnahmen des Schutzes, der 
Pflege und des Aufbaues und der Entwicklung von 
Landschaften. 

Daraus ergibt sich für die Raumordnung die Auf-
gabe, die Landespflege als ökologisch-gestalte-
rischen Fachbereich mit dem ihm zukommenden Ge-
wicht, das sich aus der Funktion dieses Fachberei-
ches zwangsläufig ergibt, bei allen raumpolitischen 
Entscheidungen zu berücksichtigen. Die Verwirk-
lichung der Ziele der Raumordnung, wie sie in den 
§§ 1 und 2 ROG festgelegt sind, setzt für den Fach-
bereich Landespflege (Landschaftspflege, Natur-
schutz, Grünordnung) u. a. voraus: 

1. Die Intensivierung der Forschung auf land-
schaftsökologischem und landschaftsgestalte-
rischem Gebiet; 

2. das wirkungsvolle Einfügen der Landschafts- und 
Grünplanungen in Raumordnung, Landes- und 
Bauleitplanung; 

3. die Realisierung der von der Landespflege erar-
beiteten Konzeptionen im Rahmen des überfach-
lichen Vollzugs der Raumordnung, Landespla-
nung und Bauleitplanung nach entsprechender 
Abstimmung sowie der Vollzug dieser Land-
schaftsplanungen im Rahmen des Vollzugs raum-
relevanter Fachmaßnahmen. 

4.1 	Die Intensivierung der Forschung auf 
landschaftsökologischem und landschafts-
gestalterischem Gebiet 

Die Landschaftsökologie als die Wissenschaft vom 
Naturhaushalt der Landschaft ist wie die auf ihr 
basierende Landespflege eine junge Disziplin. Zur 
Beurteilung des Naturhaushaltes der Landschaft, 
seiner Leistungsfähigkeit (Naturpotential) und Be-
lastbarkeit fehlen in großem Umfange Daten, Maß-
stäbe und Kriterien für die Anwendung der Land-
schaftsplanung. 

Es ergibt sich daraus die Notwendigkeit einer För-
derung der landschaftsökologischen Forschung. Mit 
deren Intensivierung sind folgende Forschungs-
schwerpunkte festzulegen: 

a) Erfassung der ökologischen Gliederung der 
Landschaft 
— Naturökotopgliederung 
— Kulturökotopgliederung 

b) Erfassung des Wirkungsgefüges des Naturhaus-
haltes (der Landschaft) 

— Erfassung der ökologischen Beziehungen 
zwischen Landschaftselementen innerhalb 
eines natürlichen oder menschlich beeinfluß-
ten Landschaftsraumes (Ermittlung des inner-
räumlichen Wirkungsgefüges) 

- Erfassung der ökologischen Beziehungen zwi-
schen einzelnen natürlichen, menschlich be-
einflußten Landschaftsräumen (Ermittlung des 
zwischenräumlichen Wirkungsgefüges) 

— Erfassung der Belastbarkeit von natürlichen 
Landschaftselementen bzw. ihres Wirkungs-
gefüges bei Belastung durch verschiedene 
Nutzungsformen (Ermittlung von Grenzwer-
ten) 

c) Erfassung der Beziehungen zwischen Haushalt 
und Gestaltung der Landschaft einerseits und 
ihrer Nutzung und der Wirkung auf den Men-
schen andererseits. 

Das setzt ferner voraus, daß die landespflegerische 
Forschung in den Stand gesetzt wird, insbesondere 
für die Planung anwendbare Erkenntnisse zu liefern, 
und daß Methoden entwickelt werden, die das Ein-
fügen der Landschafts- und Grünplanungen in 
Raumordnung, Landes- und Bauleitplanung sichern. 

4.2 Raumordnung, Landes- und Bauleitplanung 

Die Raumordnung benötigt die Landespflege als ak-
tiven Planungspartner, und zwar auf allen Ebenen: 
der Raumordnungsprogramme, der Regionalpla-
nung, der Bauleitplanung und der Fachplanung. Die 
Vorstellungen der Landespflege lassen sich in Pro-
grammen, Landschaftsrahmenplänen, Landschafts-
plänen und Grünordnungsplänen darstellen. 

Damit diese Zusammenarbeit erreicht werden kann, 
sind die folgenden Voraussetzungen zu schaffen: 

a) Es ist eine politische Entscheidung zur Landes-
pflege als öffentliche Aufgabe zu treffen (siehe 
„Leitsätze für gesetzliche Maßnahmen auf dem 
Gebiet der Landespflege" des Deutschen Rates 
für Landespflege). 

b) Es ist vordringlich, zunächst großräumige Ziele 
der Landespflege für das Bundesgebiet zu ent-
wickeln. Hierzu müssen Maßstäbe der Beurtei-
lungen erarbeitet werden. 

c) Im Bereich regionaler Schwerpunkte sind Regio-
nalpläne und Landschaftsrahmenpläne als Bei-
spielsplanungen auszuarbeiten. 

d) Die Ergebnisse der Untersuchungen über die 
Faktoren, die die Landschaft belasten, und ihre 
vielschichtigen Beziehungen untereinander sind 
in für die Praxis brauchbare Planungsdaten um-
zusetzen. 

e) Mit Hilfe ausgewählter Planungsdaten sind 
Schnellverfahren zur möglichst umfassenden 
landschaftlichen Beurteilung (Landschaftsdia-
gnose) zu entwickeln. 
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f) Die rechtlichen, planungstechnischen und perso-
nellen Voraussetzungen zur Integration der ver-
schiedenen Landschaftspläne in die Raumpla-
nung sind zu schaffen. 

g) Die Realisierung der von der Landespflege erar-
beiteten Konzeption im Rahmen des überfach-
lichen Vollzugs der Raumordnung, Landespla-
nung und Bauleitplanung nach entsprechender 
Abstimmung, sowie der Vollzug dieser Land-
schaftsplanungen im Rahmen des Vollzugs raum-
relevanter Fachmaßnahmen. 

Die Verwirklichung der von der Landespflege erar-
beiteten Konzeption setzt voraus, daß 

— eine Koordinierung aller Landschafts- und Grün-
planungen innerhalb des Fachbereiches Landes-
pflege erfolgt, 

— Dienststellen der Landespflege einschließlich der 
Behörden für Naturschutz und Landschaftspflege 
aus- und aufgebaut werden, 

— künftig für die notwendigen Maßnahmen der 
Landespflege in den Bundes-, Landes- und Kom-
munalhaushalten in stärkerem Umfang als bis-
her Mittel bereitgestellt werden. 

5 	Folgerungen für die Raumordnung 

Der Gesetzgeber hat in § 1 Abs. 1 des ROG be-
stimmt, bei der Entwicklung der allgemeinen räum-
lichen Struktur des Bundesgebietes auch die natür-
lichen Gegebenheiten, und zwar gleichrangig mit 
den anderen Erfordernissen, zu beachten. Diese Auf-
gabe fordert von der Raumordnung nicht nur einen 
Ausgleich verschiedenster Interessen, sondern auch 
deren Bewertung, um auf einer solchen Grundlage 
Entwicklungsmöglichkeiten darzulegen. 

Die Beanspruchung der Landschaft und der natür-
lichen Lebensgrundlagen hat ein Ausmaß erreicht, 
das weitere unkontrollierte Eingriffe nicht mehr zu-
läßt, ohne sich auf unseren Lebensraum und die Ge-
sellschaft nachteilig auszuwirken. Schon der wach

-

sende Bedarf an Erholungsflächen zwingt zu voraus-
schauenden Entscheidungen. 

Die Raumordnung wird in Zukunft den Naturhaus-
halt der verschiedenartigen Landschaftsräume in 
stärkerem Maße berücksichtigen müssen als bisher, 
da diese sich als begrenzende Faktoren zahlreicher 
Entwicklungsmöglichkeiten erweisen. Dafür bedarf 
die Raumordnung der Landespflege als Planungs-
partner auf allen Ebenen. Von dieser erwartet die 
Raumordnung vor allem Konzeptionen für die Nut-
zung und Entwicklung der Landschaft, die Möglich-
keiten und Grenzen ihrer Belastung sowie für den 
Ausgleich von Schäden, die durch eine Überbela-
stung des Naturhaushaltes eingetreten sind. Die 
Landespflege selbst ist daher personell und mate-
riell in einen Stand zu setzen, der es ihr ermöglicht, 
die ihr gestellten Aufgaben erfüllen zu können. 

Die Landespflege bedient sich hierzu vornehmlich 
des Landschaftsplanes, mit dem die allgemeinen 
Ziele der Landespflege wie auch Vorschläge für die 
Lösung einzelner Probleme dargestellt werden. Der 
Landschaftsplan gliedert sich in einen Grundlagen-
teil mit Landschaftsanalyse und -diagnose sowie in 
einen Entwicklungsteil. Im Grundlagenteil werden 
die „natürlichen Gegebenheiten" gemäß § 1 ROG 
sowie die Möglichkeiten und Grenzen verschiedener 
Nutzungen aufgezeigt, aber auch die bereits vorhan-
denen Landschaftsschäden und Belastungen des 
Raumes. Im Entwicklungsteil des Landschaftsplanes 
müssen, aufbauend auf der Analyse und Diagnose, 
Alternativen zum Aufbau und zur Entwicklung der 
Landschaft dargestellt und die jeweils zu erwar-
tenden Kosten ermittelt werden. Der Landschafts-
plan ist eine offene Planung. Er bedarf einer ständi-
gen Weiterentwicklung durch qualifizierte Fach-
kräfte. 

Die Durchsetzung landespflegerischer Konzeptionen 
setzt neben prüf- und bewertbaren Unterlagen eine 
stärkere Information der öffentlichen Meinung und 
der „Entscheidungsträger" über die Wechselbezie-
hungen zwischen der Landschaft und der Belastbar-
keit des Naturhaushaltes einerseits und den An-
sprüchen der Gesellschaft an die Landschaft ande-
rerseits voraus. 
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Anhang 5 

Rechtliche Grundlagen der Landesplanung in den Ländern 

Baden-Württemberg 

Landesplanungsgesetz vom 19. Dezember 1962 (Ges.Bl. 
1963 S. 1) ; 

Bekanntmachung des Innenministeriums über die An-
erkennung von regionalen Planungsgemeinschaften vom 
31. Oktober 1963 (GABl. S. 646) mit Ergänzung vom 
12. Januar 1966 (GABl. S. 19) und vom 10. August 1966 
(GABl. S. 509) ; 

Verordnung des Innenministeriums über die Aufwands-
entschädigung und den Reisekostenersatz für die ehren-
amtlichen Mitglieder des Landesplanungsrats und seiner 
Ausschüsse vom 21. November 1963 (Ges.Bl. S. 198) ; 

Geschäftsordnung des Landesplanungsbeirats beim Innen

-

ministerium vom 24. November 1964 (nicht veröffentlicht); 

Bekanntmachung des Innenministeriums über die Einrich

-

tung einer Planungssammlung (Raumordnungskataster) 
bei den Regierungspräsidien vom 21. Juni 1956 (GABl. 
S. 417); 

Gemeinsamer Erlaß des Ministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft, Weinbau und Forsten, des Innenministe-
riums und des Kultusministeriums über die Erhaltung des 
Waldes vom 9. Februar 1967 (GABl. S. 153); 

Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen den Ländern 
Baden-Württemberg, Hessen und Rheinland-Pfalz über 
die Zusammenarbeit bei der Raumordnung im Rhein-
Neckar-Gebiet vom 25. Juli 1969 (GesBl. S. 151). 

Bayern 

Bayerisches Landesplanungsgesetz (BayLplG) vom 6. Fe-
bruar 1970 (GVB1. S. 9) ; 

Verordnung über die Zusammensetzung des Landespla-
nungsbeirats und der Bezirksplanungsbeiräte vom 6. Juli 
1970 (GVBl. S. 281); 

Durchführung von Raumordnungsverfahren, Bekannt

-

machung des BStMWV vom 27. Oktober 1960 (WVMBl. 
S. 207); 

Mitteilungspflicht gemäß Artikel 9 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Landesplanung, Entschließung des BStMWV 
vom 11. Juni 1958 (WVMB1. S. 70); 

Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Landesplanung und 
des Naturschutzes, Gemeinsame Entschließung der 
BStMWV und des Innern vom 19. Dezember 1960 
(WVMB1. S. 223); 

Berücksichtigung der Interessen der Landesplanung bei 
Maßnahmen der Flurbereinigung, Entschließung des 
BStMWV vom 18. April 1961 (WVMBl. S. 61) und vom 
28. Februar 1967 (WVMB1. S. 29); 
Zusammenarbeit der Landesplanungs- und Straßenbau-
behörden, Gemeinsame Entschließung der BStMWV und 
des Innern vom 12. April 1961 (WVMB1. S. 45), ergänzt 
durch Gemeinsame Entschließung vom 22. Juni 1967 
(WVMB1. S. 123) ; 
Zusammenarbeit der Landesplanungs- und Wasserwirt

-

schaftsbehörden, Gemeinsame Entschließung der BStMWV 
und des Innern vom 12. Februar 1968 (WVMB1. S. 48) ; 

Arbeitsprogramme der Regierungen und der Flurbereini

-

gungsämter (Koordinierung der Planungen und Maßnah

-

men), Gemeinsame Entschließung der BStMWV, des In

-

nern und für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten vom 
5. Oktober 1967 (WVMB1. S. 197). 

Hessen 

Landesplanungsgesetz vom 4. Juli 1962 (GVBl. I S. 311) in 
der Fassung vom 1. Juni 1970 (GVBl. I S. 360); 

Landesraumordnungsprogramm gemäß § 1 Abs. 2 Ziff. 1 
Landesplanungsgesetz, durch Gesetz festgestellt am 
18. März 1970 (GVBl. I S. 265) ; 

Landesentwicklungsplan gemäß § 1 Abs. 2 Ziff. 2 Landes-
planungsgesetz, von der Landesregierung vorläufig fest-
gestellt am 10. Juni 1970, herausgegeben vom Hessischen 
Ministerpräsidenten, Wiesbaden 1970; 

Erste Verordnung zur Durchführung des Landesplanungs-
gesetzes (Landesplanungsbeirat und regionale Planungs-
beiräte) vom 22. Mai 1963 (GVBl. S. 72); 

Zweite Verordnung zur Durchführung des Landespla

-

nungsgesetzes (Abgeltung der Kosten für die erstmalige 
Aufstellung der regionalen Raumordnungspläne) vom 
6. Dezember 1967 (GVBl. S. 199); 

Geschäftsordnung des Landesplanungsbeirats, Bekannt-
machung des Ministers des Innern vom 20. Januar 1964 
(Staatsanzeiger S. 194) ; 

Hinweise der Staatskanzlei - oberste Landesplanungs-
behörde - für die Bildung von regionalen Planungsge-
meinschaften gemäß § 4 Abs. 1 und 4 Landesplanungs-
gesetz, Erlaß vom 3. Juni 1970 - III A 1 - 93 d 02/07 
258/70 - (nicht veröffentlicht); 

Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen den Ländern 
Baden-Württemberg, Hessen und Rheinland-Pfalz über 
die Zusammenarbeit bei der Raumordnung im Rhein-
Neckar-Gebiet vom 22. Juli 1969 (GVBl. I S. 129). 

Niedersachsen 

Niedersächsisches Gesetz über Raumordnung und Landes

-

planung (NROG) vom 30. März 1966 (Nds. GVBl. S. 69) ; 

RdErl. d. Nds. MdI vom 17. August 1961 - III/6 - 
381.741 -: Arbeiten der Landesplanung; hier: Monat-
liche Meldungen; 

RdErl. d. Nds. MdI vom 10. Juli 1962 (Nds. MBl. S. 657): 
Anträge auf Bereitstellung von Haushaltsmitteln für all

-
gemeine Planungsarbeiten der Landesplanungsbehörden; 

RdErl. d. Nds. MdI vom 3. Juni 1965 (Nds. MBl. S. 704): 
Gewährung von Landeszuschüssen zu den Kosten der 
Aufstellung von Regionalplänen (überörtlichen Planun-
gen) ; 

Bek. d. Nds. MdI vom 20. Juni 1966 (Nds. MBl. S. 672): 
Geschäftsordnung für den Landesplanungsbeirat beim 
Nieders. Minister des Innern; 

RdErl. d. Nds. MdI vom 20. Juni 1966 (Nds. MBl. S. 673): 
Geschäftsordnung für die Landesplanungsbeiräte bei den 
Regierungspräsidenten (Präsidenten der Nieders. Ver-
waltungsbezirke) ; 

RdErl. d. Nds. MdI vom 22. September 1966 (Nds. MBl. 
S. 942) : Raumordnungsverfahren nach § 15 NROG; 
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RdErl. d. Nds. MdI vom 22. September 1966 (Nds. MBl. 
S. 944) : Landesplanerisches Rahmenprogramm nach § 17 
NROG; 

RdErl. d. Nds. MdI vom 20. Dezember 1967 (Nds. MBl. 
1968, S. 93): Raumordnungskataster nach § 13 NROG; 

RdErl. d. Nds. MdI vom 26. Januar 1968 (Nds. MBl. 
S. 176) : Landesplanerischer Einspruch nach § 16 NROG; 

RdErl. d. Nds. MdI vom 16. Januar 1969 (Nds. MBl. 
S. 141): Raumordnungsverfahren nach § 15 NROG; hier: 
Beteiligung der Oberfinanzdirektion bei der Planung von 
Bundesfernstraßen; 

Bek. d. Nds. MdI vom 19. März 1969 (Nds. MB1. S. 270) : 
Auslegung des Nieders. Landes-Raumordnungsprogramms; 

Gem. RdErl. d. Nds. MfELuF, MdI und des MfWuV vom 
16. April 1969 (Nds. MBl. S. 419) : Zuständige Landesbe-
hörden nach dem Bundeswasserstraßengesetz; 

RdErl. d. Nds. MdI vom 31. März 1969 (Nds. MBl. S. 348) : 
Durchführung des Raumordnungsgesetzes im Geschäfts-
bereich des Bundesministers für das Post- und Fernmelde-
wesen; 

RdErl. d. Nds. MdI vom 8. April 1969 (Nds. MBl. S. 381): 
Durchführung des Raumordnungsgesetzes im Bereich des 
Bundesministers für Verteidigung. 

Nordrhein-Westfalen 

Landesplanungsgesetz vom 7. Mai 1962 (GV.NW. S. 229, 
berichtigt GV.NW. 1965 S. 314) ; 

Erste Durchführungsverordnung zum Landesplanungsge-
setz vom 25. September 1962 (GV.NW. S. 548) i. d. F. der 
VO vom 18. Februar 1964 (GV.NW. S. 33) ; 

Zweite Durchführungsverordnung zum Landesplanungs-
gesetz vom 30. Juli 1963 (GV.NW. S. 265); 

Dritte Durchführungsverordnung zum Landesplanungs-
gesetz vom 16. Februar 1965 (GV.NW. S. 39); 

Geschäftsordnung für den Landesplanungsbeirat vom 
9. Juli 1964 (MBl.NW. S. 1113) in der Fassung vom 
15. September 1967 (MBl.NW. S. 1697); 

Verwaltungsvorschriften zum Landesentwicklungspro-
gramm vom 7. August 1964, Rd.Erl. vom 23. Juli 1965 
(MBl.NW. S. 922) ; 

Genehmigungsbedürftige Anlagen; hier: Mitteilungs-
pflicht nach § 26 LaplaG, Rd.Erl. vom 18. August 1965 
(MBl.NW. S. 1168) ; 

Gesetz betr. Verbandsordnung für den Siedlungsverband 
Ruhrkohlenbezirk vom 5. Mai 1920 (PrGS.NW. S. 29 / 
SGV.NW. S. 2021); 

Satzung und Beitragsordnung der Landesplanungsgemein-
schaft Westfalen vom 6. Dezember 1963, Bekanntmachung 
vom 29. März 1965 (MBl.NW. S. 465) ; 

Satzung und Beitragsordnung der Landesplanungsgemein-
schaft Rheinland vom 10. März 1965, Bekanntmachung 
vom 29. März 1965 (MBl.NW. S. 462) ; 

Gesetz über die Gesamtplanung im Rheinischen Braun-
kohlengebiet vom 25. April 1950 (GV.NW. S. 71) mit 
Änderung vom 5. Januar 1952 (GV.NW. S. 9) ; 

Gesetz über die Errichtung einer Gemeinschaftskasse im 
Rheinischen Braunkohlengebiet vom 25. April 1950 
(GV.NW. S. 73); 

Verordnung über die Berufung der nichtbeamteten Mit-
glieder des Braunkohlenausschusses vom 21. November 
1950 (GV.NW. S. 193) ; 

Gesetz zur kommunalen Neugliederung des Raumes Bonn 
vom 10. Juni 1969 (GV.NW. S. 236) ; hier: Bildung eines 
Sonderplanungsausschusses gem. § 21 des Gesetzes. 

Rheinland-Pfalz 

Landesgesetz über Raumordnung und Landesplanung 
(Landesplanungsgesetz - LPlG -) vom 14. Juni 1966 
(GVBl. S. 177); 

Landesgesetz zur Änderung des Landesgesetzes für 
Raumordnung und Landesplanung vom 5. April 1968 
(GVBl. S. 47); 

Erste Landesverordnung zur Durchführung des Landes-
planungsgesetzes (1. DVO-LPlG zuständige Behörde nach 
§ 21) vom 19. April 1967 (GVBl. S. 136); 

Zweite Landesverordnung zur Durchführung des Landes-
planungsgesetzes (2. DVO-LPlG Planungsgemeinschaften) 
vom 19. April 1967 (GVBl. S. 136); 

Landesgesetz über die Einteilung des Landes in Regionen 
(Regionengesetz - LRegG -) vom 16. März 1967 (GVBl. 
S. 68) ; 

Erste Landesverordnung über die Anpassung der Re-
gionen (1. LVO-LRegG) vom 17. Mai 1969 (GVBl. S. 125) ; 

Landesgesetz über den Abschluß eines Staatsvertrags 
zwischen dem Lande Rheinland-Pfalz und dem Groß-
herzogtum Luxemburg über die Errichtung eines gemein-
samen Naturparks vom 4. Februar 1965 (GVBl. S. 15) ; 

Landesgesetz über den Abschluß eines Staatsvertrags 
zwischen den Ländern Rheinland-Pfalz, Baden-Württem-
berg und Hessen über die Zusammenarbeit bei der Raum-
ordnung im Rhein-Neckar-Gebiet vom 10. Juli 1969 
(GVB1. S. 139); 

Runderlaß der Staatskanzlei - Oberste Landesplanungs-
behörde - vom 15. März 1967 (Min.Bl. Sp. 335) betr. 
Landesplanerische Stellungnahme zur Bauleitplanung der 
Gemeinden gem. § 20 LPlG; 

Runderlaß der Staatskanzlei - Oberste Landesplanungs-
behörde - vom 15. Januar 1968 (Min.Bl. Sp. 181) betr. 
Landesplanerische Stellungnahme der Gemeinden gem. 
§ 20 LPlG; 

Gemeinsamer Runderlaß der Staatskanzlei - oberste 
Landesplanungsbehörde - und des Ministeriums für 
Unterricht und Kultus - Oberste Naturschutzbehörde

-

betr. Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Landesplanung 
und des Naturschutzes vom 15. April 1965 (Min. Bl. 
Sp. 415) ; 

Gemeinsamer Runderlaß der Staatskanzlei - oberste 
Landesplanungsbehörde -, des Ministeriums für Finan-
zen und Wiederaufbau und des Ministeriums für Unter-
richt und Kultus - Oberste Naturschutzbehörde - vom 
31. März 1967 (Min. Bl. Sp. 427) betr. Planung und Aus-
weisung von Wochenendhausgebieten; 

Runderlaß der Staatskanzlei - Oberste Landesplanungs-
behörde - vom 26. Mai 1967 (Min. Bl. Sp. 589) betr. 
Mustersatzung für Planungsgemeinschaften; 

Runderlaß der Staatskanzlei - Oberste Landesplanungs-
behörde - vom 1. Juni 1967 (Min. Bl. Sp. 627) betr. 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Planungstechniker-
Lehrlinge im Landesplanungsdienst; 

Runderlaß der Staatskanzlei - Oberste Landesplanungs-
behörde - vom 2. Oktober 1967 betr. zuständige Auf-
sichtsbehörde gem. § 16 Abs. 8 S. 2 LPlG und Verwal-
tungsverfahren gem. § 14 Abs. 3 LPlG (Min. Bl. Sp. 975); 

Runderlaß der Staatskanzlei - Oberste Landesplanungs-
behörde - vom 1. September 1969 (Min. Bl. Sp. 686) betr. 
Zuschüsse für die Erarbeitung von  regionalen Raumord-
nungsplänen und von Nahbereichsuntersuchungen; 

Runderlaß der Staatskanzlei - Oberste Landesplanungs-
behörde - vom 20. Mai 1970 (Min. Bl. Sp. 353) betr. 
Mitteilungs- und Auskunftspflicht gem. § 22 LPlG. 
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Saarland 

Saarländisches Landesplanungsgesetz (SLPG) vom 27. Mai 
1964 (Amtsbl. S. 525, Ber. S. 621); 

Gemeinsamer Erlaß des Ministers für Öffentliche Arbei-
ten und Wohnungsbau und des Ministers des Innern be-
treffend Anpassung der Bauleitplanung an die Ziele der 
Raumordnung und Landesplanung (§ 1 Abs. 3 BBauG) 
vom 15. Juni 1962 (Amtsbl. S. 439). 

Schleswig-Holstein 

Gesetz über die Landesplanung (Landesplanungsgesetz) 
vom 5. Juli 1961 (GVOBl. Schl.-H. S. 119) ; 

Aufstellung von Bauleitplänen, RdErl. des Ministers 
für Arbeit, Soziales und Vertriebene vom 11. Oktober 
1961 (Amtsbl. Schl.-H. S. 612) ; 

Übernahme von Aufgaben der regionalen Landesplanung 
gem. § 5 LaPlaG, RdErl. des Ministerpräsidenten vom 
11. August 1961 (nicht veröffentlicht) ; 

Geschäftsordnung des Landesplanungsrates vom 26. Ja-
nuar 1962 (veröffentlicht im Heft 1 S. 40 der Schriften-
reihe „Landesplanung in  Schleswig-Holstein");  

Zusammenarbeit mit der Landesplanung, RdErl. des 
Ministerpräsidenten vom 27. März 1963 (nicht veröffent-
licht) ; 

Betätigung der Kreise auf dem Gebiet der Landespla-
nung, Rd.Erl. des Ministerpräsidenten vom 26. Juni 1963 
(Amtsbl. Schl.-H. S. 382) ; 

Berufung einer Ständigen interministeriellen Raumord-
nungskonferenz des Landes Schleswig-Holstein, Erlaß des 
Ministerpräsidenten vom 27. Juli 1964 (Amtsbl. Schl.-H. 
S. 383) in der Fassung der Bekanntmachung des Minister-
präsidenten vom 30. Januar 1970 (Amtsbl. Schl.-H. S. 52); 

Sprachgebrauch im Aufgabenbereich der Landesplanung, 
Bekanntmachung des Ministerpräsidenten vom 1. Septem-
ber 1964 (Amtsbl. Schl.-H. S. 439), geändert durch Be-
kanntmachung vom 22. April 1969 (Amtsbl. Schl.-H. 
S. 225); 

Anzeige über die beabsichtigte Aufstellung von Bauleit-
plänen nach § 10 LaPlaG, Gemeinsame Bekanntmachung 
des Ministerpräsidenten und des Innenministers vom 
25. März 1968 (Amtsbl. Schl.-H. S. 250). 

Gemeinsame Landesplanung der Länder Hamburg und 
Schleswig-Holstein 

Feststellung der Entschließungen des Gemeinsamen Lan-
desplanungsrats Hamburg/Schleswig-Holstein über die 
Entwicklung im Hamburg-Umland (veröffentlicht in Heft 3 
der Schriftenreihe „Landesplanung in Schleswig-Hol-
stein") als Raumordnungsplan gemäß § 9 Abs. 3 des 
LaPlaG vom 5. Juli 1961 (GVOBl. Schl.-H. S. 119), RdErl. 
des Ministerpräsidenten vom 12. November 1963 (Amtsbl. 
Schl.-H. S. 587) ; 

Entschließung des Gemeinsamen Landesplanungsrats 
Hamburg/Schleswig-Holstein vom 29. Februar 1960 i. d. F. 
vom 16. Februar 1967 zur Verwirklichung der gemeinsa-
men Planung im Randgebiet um Hamburg; 

Richtlinien über die Vergabe von Mitteln aus dem „För

-

derungsfonds für das Hamburger Randgebiet" (veröffent

-

licht in Heft 3 der Schriftenreihe „Landesplanung in 
Schleswig-Holstein" sowie in der Dokumentation „Raum-
ordnung an der Niederelbe - Methoden und Ziele" 
1968) ; 

Beschluß des Gemeinsamen Landesplanungsrats Ham-
burg/Schleswig-Holstein vom 13. Dezember 1963 über die 
Aufgabenerweiterung und Änderung der Organisation 
des Gemeinsamen Landesplanungsrats (veröffentlicht in 
Heft 4 S. 68 der Schriftenreihe „Landesplanung in  Schles-
wig-Holstein").  

Gemeinsame Landesplanung der Länder Hamburg und 
Niedersachsen 

Bek. d. Nds. MdI vom 10. September 1969 (Nds. MBl 
S. 880) : 1. Empfehlung der Hauptkommission der Gemein-
samen Landesplanungsarbeit Hamburg/Niedersachsen zur 
räumlichen Entwicklung i. d. F. vom 8. Mai 1969 (mit Zu-
stimmung des Hamburger Senats und des Nieders. Lan-
desministeriums) ; 

Bek. d. Nds. MdI vom 9. Dezember 1969 (Nds. MBl. 1970 
S. 35) : 2. Empfehlung der Hauptkommission der Gemein-
samen Landesplanungsarbeit Hamburg/Niedersachsen zur 
Verwirklichung der gemeinsamen Raumordnungsvorstel-
lungen vom 24. November 1961 i. d. F. vom 23. Oktober 
1969 (mit Zustimmung des Hamburger Senats und des 
Nieders. Landesministeriums). 

Gemeinsame Landesplanung der Länder Bremen und 
Niedersachsen 

Bek. d. Nds. MdI vom 11. August 1970 (Nds. MBl. S. 849) : 
Empfehlung der Hauptkommission der Gemeinsamen 
Landesplanungsarbeit Bremen/Niedersachsen zur räum-
lichen Entwicklung des Planungsraumes vom 29. Mai 1970 
(mit Zustimmung des Bremer Senats und des Nieders. 
Landesministeriums) ; 

Bek. d. Nds. MdI vom 11. August 1970 (Nds. MBl. S. 851); 
Empfehlung der Hauptkommission der Gemeinsamen Lan-
desplanungsarbeit Bremen/Niedersachsen zur Verwirk-
lichung der gemeinsamen Raumordnungsvorstellungen 
vom 29. Mai 1970 (mit Zustimmung des Bremer Senats 
und des Nieders. Landesministeriums). 

Gemeinsame Landesplanung der Länder Baden-Württem-
berg, Hessen und Rheinland-Pfalz 

Staatsvertrag zwischen den Ländern Baden-Württemberg, 
Hessen und Rheinland-Pfalz über die Zusammenarbeit bei 
der Raumordnung im Rhein-Neckar-Gebiet vom 3. März 
1969, (veröffentlicht in Baden-Württemberg: Ges.Bl. S. 151; 
Hessen: GVBl. I S. 130; Reinland-Pfalz: GVBl. S. 139); 

Satzung des Raumordnungsverbandes Rhein-Neckar, Kör-
perschaft des öffentlichen Rechts (veröffentlicht in Baden-
Württemberg: StAnz. 1970 Nr. 38 S. 6; in Hessen: StAnz. 
1970 S. 1352). 

Gemeinsame Landesplanung der Länder Hessen und 
Rheinland-Pfalz 

Verwaltungsabkommen über Maßnahmen der Raumord-
nung und Landesplanung im Grenzbereich der Länder 
Hessen und Rheinland-Pfalz vom 18. Mai 1965 (Hess. 
StAnz. S. 688; Min.Bl. Rheinland-Pfalz Sp. 669). 


